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86 PROZENT
… halten das Grundgesetz für eine der 

größten Errungenschaften der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Quelle: Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2019)

MARKUS KORHERR
Chefredakteur DATEV magazin

Die GmbH sowie die mit ihr verwandten 

Gesellschaften sind weiterhin die 

dominierenden Rechtsformen im Mittel-

stand. Grund genug auch für den 

steuerlichen Berater, sich bei der 

Begleitung von Unternehmen fit zu 

halten – gleich, ob es um das Abfassen 

von Gesellschaftsverträgen, die 

Gründung einer UG (haftungsbe-

schränkt) oder sozialversicherungs-

rechtliche Fragen geht. Da die 

Gestaltungsberatung im Berufsstand an 

Bedeutung gewinnt, sollte der 

steuerliche Berater schließlich auch bei 

Rechtsformwechsel ein kompetenter 

Ansprechpartner sein.

… nutzen nach eigener Einschätzung zehn 
Prozent der deutschen Internetnutzer einige 

Internetinhalte wie Serien, E-Books, Software, 
Spiele usw. Fünf Prozent halten sogar ihren 

gesamten Konsum für illegal.

Quelle: Max-Planck-Gesellschaft

… der befragten Selbstständigen gaben an, dass 
eigenbestimmtes Arbeiten die Hauptmotivation 

für ihre Selbstständigkeit sei. 

Quelle: invoiz 

4.095.000 
… Selbstständige gab es 2017 in Deutschland. 

Quelle: Statistisches Bundesamt

Jetzt abonnieren und keine neuen Infos  
für Unternehmer verpassen!

www.datev.de/newsletter

60 Prozent der Befragten gaben 2018 an, 
dass ohne Digitalisierung wirtschaftlicher 

Aufschwung undenkbar sei. 

Quelle: Ears And Eyes

Etwa ein Viertel (24 %) der deutschen 
Internetnutzer zahlt für die Nutzung digitaler 
Musik, Serien und TV-Inhalte im Internet. Für 
Filme zahlen 30 Prozent. Mehr als die Hälfte 

hingegen zahlt für ihren Konsum nichts. 

Quelle: Max-Planck-Gesellschaft
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Wussten Sie schon …

KANZLEI IN  
BESTFORM

Vom 20. bis 22. Oktober findet der  
42. Steuerberatertag in Berlin statt.

www.steuerberatertag.de

Vertreterwahl  
2020

Ihre Stimme zählt: Gestalten Sie die 
Zukunft bei der Vertreterwahl 2020.  

Für Sie. Für uns. Für DATEV. 

www.datev.de/deinestimme
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	 Perspektiven

�Einfach grün 
Die Folgen des Klimawandels sind spürbar.  
Bei jeglichem Handeln sollten wir die Frage der 
Nachhaltigkeit stellen – und nicht vergessen, dass 
Klimaschutz auch viele Chancen bietet.

	 Praxis

�Checken, was geht 
Bei der Verwendung urheberrechtlich geschützter  
Werke ist genau darauf zu achten, was das  
eingeräumte Nutzungsrecht erlaubt. 

 
�Loslassen können ist wichtig 
Aufgrund neuer Vorgaben muss der steuerliche Berater zu 
Veränderungen bereit sein, die das Verhältnis zu gewissen 
Mandanten betreffen. Emotionen sind nicht angebracht.

�Was hätten Sie denn gern? 
Kain versus Abel? Tag und Drag? Oder 
doch lieber russisches Roulette oder 
einen texanischen Shoot-out? Mit 
speziellen Klauseln im Gesellschafts
vertrag kann unnötiger Streit in 
familiengeführten Betrieben 
verhindert werden.

�Gemeinsamen Regeln folgen 
In einer GmbH und ähnlichen Rechtsformen sollte man  
das Verhältnis der Gesellschafter zueinander sowie zum 
Geschäftsführer regeln, um Konflikte zu vermeiden.

�Schnell hat auch Nachteile 
Bei Existenzgründern ist die sogenannte kleine GmbH eine 
beliebte Unternehmensform. Zugleich aber ist sie oft nur 
eine Übergangsform hin zur großen Schwester, der GmbH. 

�Keine leichte Frage 
Die Rechtsprechung zur sozialversicherungsrechtlichen 
Beurteilung von Gesellschafter-Geschäftsführern und 
mitarbeitenden Gesellschaftern hat sich gewandelt.

�Eine neue Form geben 
Der Weg aus der GmbH in eine Personengesellschaft  
kann entgegen der in der Praxis häufig vertretenen 
Auffassung nur selten gänzlich steuerneutral erfolgen.

   Die GmbH in der Beratungspraxis
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	 Produkte & Services

�Dateibasierte Datensicherung 
Wer mit Daten arbeitet, benötigt eine funktionierende 
Datensicherungsstrategie. 
 
�Lohnabrechnungen noch professioneller erstellen 
Lohnunterlagen kommen oftmals unstrukturiert und 
bisweilen nicht vollständig vom Mandanten.  
Das verursacht Mehraufwand. 

�Erfolgreich durch gutes Projektmanagement 
Wie Kanzleien die Digitalisierung der Prozesse  
methodisch unterstützen können.

	 Werte & Visionen

�Die Verfassung, die anfangs keine war 
Einst als Provisorium beschlossen, ist es für viele 
mittlerweile die beste Verfassung der Welt – das 
Grundgesetz. Die deutsche Verfassung hat sich in jedem 
Fall bewährt, nicht zuletzt vielleicht deshalb, weil  
sie offen für Veränderungen ist.

	 Kanzleimanagement

�Mut zum Wandel 
In Zeiten der Digitalisierung muss der steuerliche  
Berater bereit sein, Veränderungen anzugehen. Das gilt 
nicht nur im Verhältnis zu den Mandanten, sondern vor 
allem auch für die eigene Kanzlei.

Titelthema
Steuerfahndung

Ob ein Unternehmen alle Steuern 

korrekt zahlt, können Finanzbehörden  

jederzeit überprüfen. Das Vorgehen kann 

 dabei aber durchaus rustikal sein …

AUSGABE  
10 / 19

VORSCHAU

�	 Nachrichten aus der Genossenschaft

�Schon gehört? 
Manchmal brauchen gewisse Dinge einfach Zeit,  
bis sie richtig anlaufen. Nun ist die Zeit reif:  
Der DATEV-Podcast kommt wieder.

 �Neue Dokumentvorlagen im Zusatzmodul 
Abschlussprüfung Verfahrensdokumentation 
Seit Juni gibt es eine neue Dokumentvorlagenreihe 
Verfahrensdokumentation zur Kassenführung. 

	 Impressum

�Die Anwender profitieren 
Wie DATEV mittels agiler Entwicklung Software  
verbessert und schneller ausliefert.
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Perspektiven

Einfach grün
Klimaschutz | Die Folgen des Klimawandels sind bereits jetzt 

zu spüren. Bei jeglichem Handeln sollten wir die Frage der 
Nachhaltigkeit stellen – und dabei nicht vergessen, dass 

Klimaschutz auch Chancen bietet.
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FOLGEN SIE MIR AUF TWITTER

                               twitter.com/Dr_Robert_Mayr

DR. ROBERT MAYR

Vorstandsvorsitzender der DATEV eG

Es wird heiß. Das Klima verändert sich – und mit ihm die 
Gesellschaft. Die Debatten werden hitziger. Über das, 

was zu tun ist, und das, was eigentlich getan werden müsste. 
Über Verbote und Gebote. Und über den Beitrag, den Politik, 
Unternehmen und jeder Einzelne leisten kann, um unsere Le-
bensgrundlagen nicht weiter zu gefährden. 
Denn die Lage ist ernst, was nicht nur daran zu sehen ist, 
dass junge Menschen zu Tausenden für eine neue Klimapoli-
tik demonstrieren. Immer öfter werden Fragen nach der 
Nachhaltigkeit politischen, unternehmerischen und gesell-
schaftlichen Handelns gestellt. Die Antworten darauf sind 
vielfältig, zum Teil widersprüchlich. Und nicht immer sind 
sie leicht zu ertragen, denn sie verlangen Veränderungen, 
die auch Verzicht bedeuten. 

DATEV-Umweltbilanz: auf Grün eingestellt

DATEV versucht seit Jahren, verantwortungsvoll mit den na-
türlichen Ressourcen umzugehen. Wir setzen uns jährlich 
neue Ziele, die wir in unserer Umweltbilanz überprüfen. So 
ist beispielsweise das Papiervolumen im vergangenen Jahr 
um rund sechs Prozent zurückgegangen, was unter anderem 
auf die zunehmende Digitalisierung zurückzuführen ist. Auch 
das interne Ausdrucken und Kopieren ist – trotz steigender 
Mitarbeiterzahl – erheblich zurückgegangen. Und ob Brief-
hüllen, Versandtaschen, Folien oder Wellpappe: Der Ver-
brauch von Verpackungsmaterial konnte sogar noch stärker 
als das Papiervolumen reduziert werden. Hilft die Digitalisie-
rung auf der einen Seite, Papier und Verpackungen einzu-
sparen, muss hier aber auf der anderen Seite der Stromver-
brauch im Blick gehalten werden. Und natürlich müssen wir 
als DATEV darauf achten, ob lediglich Sondereffekte oder tat-
sächlich nachhaltiges Verhalten für bestimmte Entwicklun-
gen verantwortlich sind – und unsere Schlüsse daraus zie-
hen. Bis zum Jahresende 2019 wollen wir daher ein umfas-
sendes Mobilitätskonzept entwickeln, das unsere bisherigen 
Bemühungen weitertreibt und über unsere Dauerbrenner 
wie Job-Tickets, Dienstfahrrad und E-Mobilität hinausgeht.
Seit dem Berichtsjahr 2018 erstellen wir freiwillig eine Erklä-
rung nach dem Deutschen Nachhaltigkeitskodex. Dies unter-

stützt den Aufbau unserer Nachhaltigkeitsstrategie und gibt 
uns die Möglichkeit, Orientierungspunkte für die Zukunft zu 
fixieren. Denn auch hier gilt: Regelmäßig zu berichten, macht 
die Entwicklung des Unternehmens im Zeitverlauf sichtbar – 
und damit vergleichbar.

Beratung zur nachhaltigen Gestaltung

Denn klar ist: Angesichts von Klimawandel und Ressourcen-
knappheit kann dies alles nur ein Anfang sein. Aber auch 
eine Chance. Erst kürzlich hat Accountancy Europe ein Pa-
pier veröffentlicht, um dem beratenden Berufsstand ein Hilfs-
mittel für den Aufbau einer nachhaltigeren Wirtschaft an die 
Hand zu geben. Damit ändert sich langfristig die Rolle des 
Beraters, der die Transformation der Geschäftsmodelle hin 
zu einer nachhaltigen Gestaltung begleitet. 
Um dies authentisch tun zu können, sollten die Routinen in 
unserem persönlichen Alltag ebenfalls von Nachhaltigkeit 
geprägt sein. Wir betreiben daheim aktive Umweltpolitik mit 
dem Einkaufskorb und achten zum Beispiel darauf, dass wir 
hauptsächlich regionale Produkte kaufen. In unserem Garten 
verwenden wir außerdem keine Dünger oder Pflanzenschutz-
mittel, und das Gartenwasser kommt aus einer großen Zister-
ne. Auch sonst achten wir auf unseren Wasser- und Strom-
verbrauch, um unseren eigenen CO₂-Fußabdruck möglichst 
klein zu halten. Und wer bereits einmal versucht hat, einen 
Tag oder sogar länger auf Plastik zu verzichten, weiß, wie 
schwer das in unserem Umfeld hierzulande ist. Aber wir kön-
nen zumindest probieren, unseren Plastikverbrauch zu mini-
mieren und den Müll, der daraus entsteht, konsequent zu 
trennen. Was im Kleinen gilt, greift für Unternehmen und Ge-
sellschaft umso mehr. Wichtig ist es, jetzt anzufangen. Denn 
beim Klimaschutz gibt es kein Aber.  ●
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Gemeinsamen  
Regeln folgen

Satzung und Verträge | In einer GmbH und den ihr ähnlichen Rechtsformen sollte man 
das Verhältnis der Gesellschafter zueinander sowie zum Geschäftsführer verbindlich regeln. 

Nur so lassen sich Streit und unliebsame Überraschungen vermeiden.
Autor: Thomas Schinhärl
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Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) ist in 
Deutschland neben der GmbH & Co. KG eine der wich-

tigsten Rechtsformen im Mittelstand, um die persönliche 
Haftung der Gesellschafter zu begrenzen. Der Gesetzge-
ber hatte in den letzten Jahren eine Reihe von Reformen 
durchgeführt, um die GmbH attraktiv zu halten, so bei-
spielsweise durch Einführung der Unternehmergesell-
schaft (haftungsbeschränkt) als Antwort auf die britische 
Limited. Auch ist mittlerweile die Eintragung von Auslands-
niederlassungen möglich, sodass zumindest im europäi-
schen Rechtsverkehr die deutsche GmbH als ausländische 
Tochtergesellschaft realisierbar ist. Negative Entwicklun-

gen drohen den Gesellschaftern nicht nur aus den Risi-
ken des eigentlichen Geschäftsbetriebs, sondern 

auch aus den eigenen Reihen, nämlich von ei-
nem plötzlich unliebsamen (Mit-)Gesellschaf-
ter oder dem (Fremd-)Geschäftsführer. Be-

reits in der Gründungsphase muss daher 
unterschieden werden, welche Ziele der 
oder die Gründungsgesellschafter verfol-

gen, insbesondere ob es eine Einmann-
gesellschaft ist oder es sich um meh-

rere Gesellschafterstämme handelt. 
Umso wichtiger ist es daher, bereits 

in der Gründungsphase durch 
eine ordentliche Satzung die Ri-
siken so weit als möglich auszu-

schalten.

GmbH-Satzung 

Daher kommt der Gestaltung einer Satzung 
in der GmbH eine entscheidende Bedeutung 

zu. Der Gesetzgeber hat nun im GmbHG eine Mus-
tersatzung zur Verfügung gestellt. Diese ist aber nur 

sehr rudimentär ausgeprägt und allenfalls bei einer 
Ein-Mann-GmbH ausreichend. Weite Teile bleiben 

aber ungeregelt. Bei einer Gesellschaftsgründung wol-
len die Gesellschafter so früh wie möglich loslegen. All-
zu oft wollen sie sich nicht mit einer in die Zukunft ge-
richteten Satzung auseinandersetzen. Häufig erweist 
sich gerade das als Fehler, denn in diesem Stadium 
können noch sehr gute Weichen, nicht selten einver-
nehmlich, gestellt werden. Ist das Verhältnis später 
erst einmal getrübt oder tobt gar der Rosenkrieg, 
bleibt oft kein Raum mehr für eine einvernehmliche 
Regelung. Häufig endet der Streit vor Gericht nach 

mehreren Instanzen mit nicht unerheblichen Ge-
richts-, Rechtsanwalts- sowie Gutachterkosten.

Gesellschafterversammlung 

Die Gesellschafterversammlung ist das wichtigste Organ der 
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Willensbildung einer GmbH. Daher sollte in der Satzung un-
bedingt geregelt werden, welche Gegenstände in einer Ge-
sellschafterversammlung behandelt werden, wer sie leitet 
und Protokoll führt. Je nachdem, wie sich der Gesellschaf-
terkreis zusammensetzt, ist eine Ladungsfrist zwischen zwei 
und vier Wochen sinnvoll. Unter heutigen Gesichtspunkten 
sollte sich auch die Möglichkeit einer Einladung per E-Mail 
wiederfinden und ebenso, wer die Versammlung einberuft. 
Meist wird das der Geschäftsführer sein, 
teilweise aber auch der Gesellschafter, 
etwa wenn es darum geht, den Minderhei-
tenschutz zu gewährleisten, oder aber 
auch wenn beispielsweise der einzige Ge-
schäftsführer abgesetzt werden müsste. 
Wichtig ist zudem, wer das Protokoll führt 
und wer Versammlungsleiter ist. Letzte-
rem kommt besondere Bedeutung zu, 
denn er muss die Versammlung möglichst 
neutral leiten, insbesondere Diskussionen 
zulassen, sodann Beschlussgegenstände 
zur Abstimmung stellen und deren Ergebnis mitteilen; an-
sonsten droht die Anfechtbarkeit der entsprechenden Be-
schlüsse. Gerade der Mittelstand wünscht sich hier oft kurze 
und schlanke Regelungen. Soweit sich Gesellschaft und Ge-
sellschafter einig sind, ist das auch unproblematisch mög-
lich. Alle Beteiligten sind jedoch dankbar, wenn im Streitfall 
sinnvolle Regelungen über einen ordnungsgemäßen Ablauf 
der Gesellschafterversammlung vorhanden sind.

Kündigung der Gesellschafterstellung

Von besonderer Bedeutung für die Gesellschafter einer 
GmbH ist es auch, sich wieder von der Gesellschafterstel-
lung lösen zu können. Dringend zu empfehlen ist daher, 
hierzu in der Satzung eine Kündigungsmöglichkeit mit auf-
zunehmen. Fehlt eine solche und willigt der andere Gesell-
schafter nicht ein, bleibt nur noch die Möglichkeit einer 
langwierigen und komplizierten Auflösungsklage.

Einziehung von Anteilen und Übertragungspflicht 

Von großer Wichtigkeit ist schließlich auch die Regelung, 
wie man sich von einem unliebsamen Gesellschafter wieder 
trennen kann. Dringend zu empfehlen ist hier, die Möglich-
keiten der Einziehung beziehungsweise Pflichten zur Über-
tragung eines Geschäftsanteils auf Mitgesellschafter, die Ge-
sellschaft oder Dritte zu regeln. Die einvernehmliche Einzie-
hung oder Übertragung ist regelmäßig unproblematisch. Viel 
bedeutsamer ist es, die nicht einvernehmliche Einziehung 
oder Pflicht zur Übertragung des Geschäftsanteils zu formu-
lieren. Regelmäßig stellt das einen Eingriff in das Eigentums-
recht des betroffenen Gesellschafters dar. Eine Einziehung 
durch die Gesellschaft oder Übertragungspflicht ist daher 

nur möglich, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, wie etwa 
eine Störung des Gesellschaftsverhältnisses. Wichtig dabei 
ist, bereits in der Satzung konkrete, jedoch nicht abschlie-
ßende Gründe aufzuzählen, wie zum Beispiel die Vollstre-
ckung in den Geschäftsanteil, die Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens über das Vermögen eines Gesellschafters bezie-
hungsweise die Abweisung mangels Masse oder eine Ehe-
vertragsklausel bei Verstoß gegen erbrechtliche Regelungen. 

Zu beachten ist hierbei, dass der „Delin-
quent“ trotz Vorliegens eines wichtigen 
Grunds eine angemessene Abfindung er-
hält. Ansonsten ist die Einziehung oder die 
Übertragungspflicht unwirksam. Bei der 
Übertragungspflicht sollte darauf geachtet 
werden, dass im Konfliktfall die tatsächli-
che Mitwirkung des betroffenen Gesell-
schafters so wenig wie möglich erforder-
lich ist. Muss man hierzu das Gericht be-
mühen, kann bis zu seinem tatsächlichen 
Ausscheiden noch einige Zeit vergehen. 

Der „Delinquent“ ist so lange Gesellschafter, solange er als 
solcher in der Gesellschafterliste verzeichnet ist.

Lebzeitige Übertragung

Bei der Übertragung von Geschäftsanteilen unter Lebenden 
ist darauf zu achten, dass im Gegensatz zu Personengesell-
schaften Geschäftsanteile an einer GmbH grundsätzlich frei 
übertragbar sind. Im Mittelstand finden wir häufig familien-
geprägte Gesellschaftsgebilde vor. Häufig ist in Satzungen 
geregelt, dass Geschäftsanteile nur mit der Zustimmung der 
übrigen Gesellschafter übertragen werden können, aber 
auch, dass die Übertragung an Mitgesellschafter oder Ab-
kömmlinge frei ist. Meist wird darüber hinaus auch noch eine 
bestimmte Anforderung an die Qualifikation geknüpft. Es soll 
vermieden werden, dass ein lyrisch gebildeter Abkömmling 
plötzlich geschäftsführender Gesellschafter eines Hand-
werksbetriebs ist. Oft werden diese Regelungen noch gar-
niert mit Vorkaufsrechten der übrigen Gesellschafter. Gerade 
die Möglichkeit zu Übertragung von Geschäftsanteilen unter 
Lebenden sowie die Kündigungsmöglichkeiten sollten aufei-
nander abgestimmt sein. Nur so ist gewährleistet, dass sich 
auch jemand geordnet aus der Gesellschaft zurückziehen 
kann. In diesem Kontext sind auch praktikable Abfindungsre-
gelungen zu treffen, einerseits bezüglich der Ermittlung der 
Höhe und andererseits bezüglich einer angemessenen Stre-
ckung der Abfindungssumme. 

Übertragung von Todes wegen

Ein Gesellschafterwechsel kann aber nicht nur unter Leben-
den erfolgen, sondern auch durch Tod des betroffenen Ge-
sellschafters. Hier ist wiederum darauf zu achten, dass der 

Viel bedeutsamer  
ist es, die nicht ein- 
vernehmliche Ein-

ziehung oder Pflicht 
zur Übertragung 

des Geschäftsanteils 
zu formulieren.
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Geschäftsanteil grundsätzlich frei vererblich ist. Will man zu-
dem auch den Kreis derjenigen Gesellschafter klein halten, 
die im Falle des Todes in die Gesellschaft nachfolgen können, 
müssen hier entsprechende Regelungen getroffen werden, 
unter welchen Voraussetzungen wer Gesellschafter werden 
kann. Vererbt der versterbende Gesellschafter seinen Ge-
schäftsanteil nicht entsprechend, muss die Möglichkeit einer 
Einziehung oder Übertragung an Dritte gegeben sein.

Abfindung

Ein ganz wesentlicher Punkt bei der Gestaltung von Gesell-
schaftsverträgen ist das Thema Abfindung. Ausfluss aus den 
Grundrechten der Koalitionsfreiheit sowie dem Eigentums-
recht ist es, dass der ausscheidende Gesellschafter ange-
messen am wirtschaftlichen Wert beteiligt sein muss. Be-
sondere Herausforderungen sind daher bereits bei der Wahl 
der richtigen Abfindungsmethode zu finden. War in früheren 
Jahren das Stuttgarter Verfahren das Maß aller Dinge, also 
eine Mischung aus Substanz- und vergangenheitsbezogenen 
Ertragswerten, so ist heute ein in die Zukunft gerichtetes, 
am IDW-S1 Standard orientiertes Ertragswertverfahren häu-
fig lege artis, jedenfalls bei aktiven Gesellschaften. Es emp-
fiehlt sich, hier eine detaillierte Regelung zu treffen, 
• �wie dieser Wert ermittelt wird, 
• �wer die Wertermittlung vornimmt, 
• �wer bei der Wertermittlung mitwirken darf, 
• �ob die Wertermittlung durch den Gutachter bindend ist,
• �wer die Kosten hierfür trägt. 

Häufig ist es empfehlenswert, das Abfindungsguthaben 
nicht auf einmal auszubezahlen, sondern in verträglichen 
Jahresraten unter Beachtung einer angemessenen Verzin-
sung, um den Interessen der ausscheidenden und verblei-
benden Gesellschafter ausreichend Rechnung zu tragen. 
Möglich ist auch, die Höhe des Abfindungsguthabens zu 
staffeln. So ist bei einem geordneten Ausscheiden im Sinne 
einer ordentlichen Kündigung oft ein höherer Abfindungs-
wert gerechtfertigt als beim Vorliegen von zwangsweisen 
Einziehungsgründen. Eine Unterschreitung von 50 Prozent 
des Verkehrswerts wird in jedem Fall als unangemessen 
eingeordnet.

Fazit

Bereits bei der Abfassung von Gesellschaftsverträgen kön-
nen mit Blick auf eine Streitvermeidung in der Zukunft wich-
tige Grundlagen geschaffen werden. Wichtig ist hierbei, sich 
als Gesellschafter mit dem Thema intensiv auseinanderzu-
setzen, geführt von Beratern, die in dieser Materie fachlich 
versiert sind und Erfahrung mitbringen. Gerade bei einer 
Umstrukturierung stellen sich dem Unternehmen wichtige 
rechtliche, aber auch steuerliche Fragen, die optimal nur mit 

dem Wirtschaftsprüfer beziehungsweise Steuerberater so-
wie einem Rechtsanwalt gemeinsam bearbeitet werden kön-
nen. Verabschieden sollte man sich vom Gedanken einer 
Standardlösung. Standard ist allenfalls die hohe Qualität der 
Beratung. In regelmäßigen Abständen sollten Satzungen auf 
den Prüfstand gestellt werden. Nicht nur die Autoindustrie 
entwickelt die Geschäftswagen weiter, auch die Gerichte das 
Gesellschaftsrecht.  ●

THOMAS SCHINHÄRL

Rechtsanwalt bei Ecovis in Regensburg. Er ist zudem Fachanwalt 

für Handels- und Gesellschaftsrecht sowie Unternehmenssanierer 

(Uni Regensburg)
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MEHR DAZU 
Gesellschaftsrechtliche Verträge finden Sie im Programm 
Vertragsgestaltung- und Management; weitere Infos unter 
www.datev.de/steuern in Expertisen – Ihr digitaler 
Kompass

Fachseminar Jahresabschluss einer GmbH, Art.-Nr. 70373 
Fachseminar Aktuelle Praxisfragen rund um die Personen-
gesellschaft, Art.-Nr. 70121

Fachliteratur: Lieferservice Kompaktwissen für GmbH-
Berater, Art.-Nr. 10347 
Haftungsfallstricke für GmbH-Berater, 2. Auflage,  
Art.-Nr. 36398 

Die GmbH in der Krise, Art.-Nr. 36397

GmbH-Gesellschafter, 2. Auflage, Art.-Nr. 35332

https://www.datev.de/steuern
https://www.datev.de/shop/70373
https://www.datev.de/shop/70121
https://www.datev.de/shop/10347
https://www.datev.de/shop/36398
https://www.datev.de/shop/36397
https://www.datev.de/shop/35332
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Schnell hat auch 
Nachteile

Von der UG (haftungsbeschränkt) zur GmbH | Bei Existenzgründern ist die 
sogenannte kleine GmbH eine beliebte Unternehmensform. Zugleich aber ist sie oft nur 
eine Übergangsform hin zur großen Schwester, der GmbH. Bei diesem Schritt ist nicht 

zuletzt auch der steuerliche Berater mehr als gefragt.
Autoren: Martin Liepert und Maximiliane Rötzer
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Die Unternehmergesellschaft UG (haftungsbeschränkt) – 
im Weiteren UG – wurde im Rahmen des Gesetzes zur 

Modernisierung des GmbH-Rechts und zur Bekämpfung von 
Missbräuchen (MoMiG) eingeführt. Hintergrund zur Schaf-
fung der UG war unter anderem, dass sie eine Konkurrenz 
zur britischen Limited (Ltd.) darstellen sollte. Diese wurde 
damals von Gründern im Gegensatz zur GmbH wesentlich 
bevorzugt, da sie geringere Gründungsanforderungen hat. 
Bei der Ltd. muss lediglich ein Stammkapital von einem 
Pfund aufgebracht werden. Darüber hinaus kann eine Grün-
dung relativ kurzfristig und kostengünstig erfolgen. Es be-
standen Bedenken, dass die Ltd. die deutsche GmbH letztlich 
verdrängen würde. Weiter wollte man durch die Einführung 
der UG Existenzgründer in Branchen mit geringeren Eigen-
kapitalerfordernissen unterstützen, denn bei dieser Gesell-
schaftsform besteht lediglich ein vorgegebenes Mindest-
stammkapital von einem Euro. Bei Grün-
dern ist die UG auch wohl deswegen am 
häufigsten anzutreffen. Ferner ist auch ein 
vereinfachtes Gründungsverfahren mit 
einer Art Mustersatzung möglich (§ 2 
Abs. 1a GmbHG). 

Etablierte Unternehmensform

Ein möglicher Brexit wird wohl am Fortbe-
stand der UG wenig ändern, aber die Fra-

gen, ob denn diese Rechtsform oder die 
GmbH besser sei, werden bleiben. Auch wenn die UG 
nach unserer Auffassung eher als Übergangslösung 

zur GmbH geplant ist, zeigt die Statistik, dass sich die 
noch relativ junge Unternehmensform dauerhaft durchsetzt. 

Zum zehnjährigen Jubiläum der UG gibt es insgesamt 
133.576 Rechtsformvertreter (Stand 01.01.2018, vgl. Korn-
blum in GmbHR 2018, S. 657). Unvermindert hält sich das 
stattliche Wachstum von zuletzt 6,6 Prozent von 2017 auf 
2018.

Nachteile dieser Rechtsform

So schön, schnell und einfach die kleine GmbH das Licht der 
Welt erblickt, so stecken doch Tücken im Detail und die ver-
meintlichen Vorteile werden durch manch erheblichen Nach-
teil erkauft. Wegen des geringen Stammkapitals besteht bei 
der UG keine Möglichkeit, die Einlageverpflichtung der Ge-
sellschafter durch Sacheinlagen zu erbringen. Das (vermin-
derte) Stammkapital muss zudem in voller Höhe eingezahlt 
werden (§ 5a Abs. 2 GmbHG). Bei der großen Schwester, der 
GmbH, reicht schon eine Vierteleinzahlung auf den Ge-
schäftsanteil aus, wenn insgesamt die Hälfte des Stammkapi-
tals eingezahlt wird. Damit erschwert die UG auch Vorgänge 
nach § 20 Umwandlungssteuergesetz (UmwStG), da hier al-
lenfalls eine Einbringung des Betriebs im Wege eines Sach-

aufgelds (Agios) möglich ist. Die weiteren Wege der Ver-
schmelzung, Spaltung oder Ausgliederung können mit einer 
UG nicht beschritten werden, da bei diesen Umwandlungs-
vorgängen eine Neugründung immer nur im Wege der Sach-
einlage möglich und vorgesehen ist. Umwandlungen nach 
dem Umwandlungsgesetz (UmwG) sind jedoch nicht gänz-
lich ausgeschlossen. Problematisch sind immer nur die Fälle, 
bei denen die UG als übernehmender Rechtsträger auftreten 
soll und die Ausgabe neuer Anteile erforderlich ist (Bundes-
gerichtshof [BGH] vom 11.04.2011; II ZB 9/10).

Fragen zum Stammkapital

Das Unterschreiten des Mindeststammkapitals einer GmbH 
bringt auch bei Gewinnverteilung und Ausschüttung Nach-
teile mit sich. Denn es besteht eine Pflicht zur Bildung einer 

gesetzlichen Rücklage. Dieser gesetzli-
chen Rücklage muss jährlich ein Viertel 
des – gegebenenfalls um einen Verlustvor-
trag aus dem Vorjahr geminderten – Jah-
resüberschusses zugeführt werden (§ 5a 
Abs. 3 S. 1 GmbHG). Diese Verpflichtung 
unterliegt keiner zeitlichen Begrenzung. 
Auch wenn die Summe aller Zuführungen 
25.000 Euro übersteigt, besteht die Zufüh-
rungspflicht fort und die Rücklage muss 
weiter bedient werden und steht nicht für 
Gewinnausschüttungen zur Verfügung. 

Lediglich zum Verlustausgleich oder zur Kapitalerhöhung 
aus Gesellschaftsmitteln darf sie angetastet werden. Die 
Pflicht zur Bildung und Zuführung der gesetzlichen Rücklage 
entfällt erst dann, wenn das Stammkapital der UG auf das 
Mindeststammkapital einer GmbH in Höhe von 25.000 Euro 
oder mehr erhöht wird. Dann wird aus der kleinen eine große 
GmbH und die strengen Regeln zur gesetzlichen Rücklage 
entfallen. Dieses Erwachsenwerden stellt keine Umwandlung 
oder Ähnliches dar, da die UG keine eigene Rechtsform ist, 
sondern lediglich eine Variante der herkömmlichen GmbH. 

Aspekte zur Kapitalerhöhung

Zwar darf die Rücklage für eine Kapitalerhöhung aus Gesell-
schaftsmitteln verwendet werden, doch das macht es in der 
Regel nicht leichter. Da die UG eine Sonderform der GmbH 
ist, gelten auch die gesetzlichen Regelungen zur Kapitalerhö-
hung aus Gesellschaftsmitteln (§ 57c GmbHG). Nach § 57c 
Abs. 2 GmbHG kann eine Erhöhung des Stammkapitals erst 
beschlossen werden, wenn der Jahresabschluss für das letzte 
vor der Beschlussfassung über die Kapitalerhöhung abgelau-
fene Geschäftsjahr (der letzte Jahresabschluss) festgestellt 
und über die Ergebnisverwendung Beschluss gefasst worden 
ist. Der Jahresabschluss an sich wäre noch nicht das Prob-
lem, oftmals wird übersehen, dass es sich beim Jahresab-
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schluss um einen geprüften handeln muss (§ 57e GmbHG). 
Das bedeutet, dass bei einer Kapitalerhöhung aus Gesell-
schaftsmitteln noch weitere Kosten für die Prüfung anfallen 
werden. Die Kapitalerhöhung kann aber auch aus Gesell-
schaftermitteln bestritten werden. Somit lassen sich die Prü-
fungskosten vermeiden; die Gesellschafter müssen hier je-
doch eigenes Geld in die Hand nehmen. Benötigt wird unab-
hängig von der Erhöhungsart ein Kapitalerhöhungsbeschluss 
der Gesellschafter, der notariell zu beurkunden ist und in der 
Regel eine Dreiviertelmehrheit erfordert. Die Barkapitalerhö-
hung erleichtert in der Regel auch die Steuererklärung er-
heblich. Denn bei einer Kapitalerhöhung aus Gesellschafts-
mitteln muss noch § 28 Körperschaftsteuergesetz (KStG) be-
achtet werden und hier entsteht in den meisten Fällen der so-
genannte Sonderausweis. In einem ersten Schritt ist der 
Kapitalerhöhungsbetrag mit einem vorhandenen steuerli-
chen Einlagekonto (§ 27 KStG) zu verrechnen. Soweit also 
ein positiver Bestand des Einlagekontos vorliegt, gilt dieser 
als für die Kapitalerhöhung eingesetzt und vermindert sich 
entsprechend. Dabei ist nicht der Bestand zu Beginn des 
Wirtschaftsjahrs der Kapitalmaßnahme maßgeblich, sondern 
der zum Schluss des Wirtschaftsjahrs vorhandene. Somit 
werden noch alle Zu- und Abgänge des laufenden Wirt-
schaftsjahrs beim steuerlichen Einlagekonto berücksichtigt 
und erst im Anschluss daran kommt es zur Verrechnungsrei-
henfolge nach § 28 Abs. 1 KStG. Ist zum Ende des Wirt-
schaftsjahrs der Kapitalerhöhung kein Bestand vorhanden 
oder reicht dieser betragsmäßig für die Erhöhung nicht aus, 
so gelten die sonstigen Rücklagen für die Kapitalerhöhung 
als verwendet. Somit ist es möglich, dass im Stammkapital 
der Gesellschaft Beträge enthalten sind, die nicht aus Einla-
gen der Gesellschafter stammen. 

Sonderausweis

Um nun bei künftigen Umwandlungen oder Liquidationen 
der Gesellschaft nachvollziehen zu können, ob erwirtschafte-
te Gewinne oder Einlagen an die Gesellschafter ausgekehrt 
werden und somit letztlich ob es sich um zu versteuernde Be-
träge handelt oder nicht, bedarf es des Sonderausweises 
nach § 28 Abs. 1 S. 3 KStG. Das heißt, der Betrag des Stamm-
kapitals, der nicht aus Einlagen stammt, ist gesondert festzu-
setzen und in den kommenden Jahren fortzuschreiben. Falls 
nun in den weiteren Jahren Einlagen durch Gesellschafter – 
egal, ob offen oder verdeckt – erfolgen, die zu einer Erhö-
hung des Bestands oder zur Entstehung eines steuerlichen 
Einlagekontos führen, werden diese jeweils am Schluss des 
Wirtschaftsjahrs mit dem Sonderausweis verrechnet, bis die-
ser verbraucht ist. 

Fazit und Ausblick

So vermeintlich einfach also die Gründung einer UG abläuft 
und auch wenn die Vorteile aus Sicht der Mandanten – zu-
meist aufgrund von Beiträgen aus dem Internet – ihren Reiz 
haben, sollte man als Berater die Vor- und Nachteile deutlich 
ansprechen. Oft stellt sich ohnehin die Frage, wie das neue 
Unternehmen anfangs finanziert werden soll. Denn ganz 
ohne Geld kommen die wenigsten Unternehmen aus. Häufig 
stellt man an dieser Stelle schon fest, dass auch die Min-
desteinzahlung von 12.500 Euro benötigt wird und dann 
gleich eine GmbH gegründet werden kann; oder aber man 
beginnt vielleicht erst als Einzelunternehmen, das man spä-
ter noch in eine GmbH einbringen kann. Hier ist zu prüfen, 
ob ein tatsächliches Haftungsrisiko gegeben ist. Soll eine ge-
werbliche Prägung durch eine GmbH-&-Co.-KG-Lösung er-
reicht werden, kann man sich in diesem Bereich ruhig einmal 
Gedanken zur UG machen. Denn mangels eines eigenen Ge-
schäftsbetriebs wird die kleine GmbH hier meist nicht er-
wachsen werden müssen.  ●

MARTIN LIEPERT

Steuerberater bei Ecovis in München

MAXIMILIANE RÖTZER

Steuerassistentin bei Ecovis in München

MEHR DAZU 
Fachseminar Jahresabschluss einer GmbH, Art.-Nr. 70373

Fachliteratur Kompaktwissen für GmbH-Berater; Grund
erwerbsteuer – Gestaltungsmöglichkeiten und Tücken, 
Art.-Nr. 35449

https://www.datev.de/shop/70373
https://www.datev.de/shop/35449


15  

Titelthema Die GmbH in der Beratungspraxis

09 / 19

Keine leichte Frage
Sozialversicherungsrecht | Von Schönwetterselbstständigkeit bis zur 

Ausschließlichkeit der gesellschaftsrechtlichen Verhältnisse – die Rechtsprechung zur 
sozialversicherungsrechtlichen Beurteilung von Gesellschafter-Geschäftsführern und 
mitarbeitenden Gesellschaftern hat sich im Laufe der Zeit grundlegend gewandelt. 

Autoren: Andreas Islinger und Thomas G.-E. Müller

Bei der Beratung einer GmbH gilt es unbedingt, die aktu-
elle Rechtslage zum Sozialversicherungsrecht bezie-

hungsweise den mitarbeitenden Gesellschaftern zu kennen. 
Andernfalls kann es zu erheblichen Fehleinschätzungen und 
infolgedessen zu möglicherweise hohen Nachzahlungen von 
Sozialversicherungsbeiträgen kommen. Ob Geschäftsführer 

und mitarbeitende Gesellschafter sozialversicherungspflich-
tig sind oder doch eine grundsätzlich sozialversicherungs-
freie selbstständige Tätigkeit ausüben, sorgt immer wieder 
für Unsicherheit bei der Beratung einer GmbH. Denn grund-
sätzlich können diese Personengruppen sowohl in einem ab-
hängigen und damit sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
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tigungsverhältnis zur GmbH stehen wie auch eine selbststän-
dige Tätigkeit ausüben. Mangels Konkretisierung der gesetz-
lichen Regelungen musste das Bundessozialgericht (BSG) 
Grundsätze entwickeln, nach denen die Abgrenzung zwi-
schen abhängiger Beschäftigung und Selbstständigkeit bei 
Geschäftsführern und mitarbeitenden Gesellschaftern in der 
Praxis zu erfolgen hat.

Rechtsprechung im Wandel

Bis Ende 2012 war die Schönwetterselbstständigkeit-Recht-
sprechung des BSG ein stehender Begriff bei der sozialversi-
cherungsrechtlichen Beurteilung von Geschäftsführern und 
mitarbeitenden Gesellschaftern. War demnach ein GmbH-
Geschäftsführer ohne eigene Mehrheits-
beteiligung an der GmbH aufgrund enger 
familiärer Verbundenheit zu den übrigen 
Gesellschaftern in seinem Handeln frei, so 
sollte nach seinerzeitiger Auffassung kei-
ne abhängige Beschäftigung vorliegen. 
Gleiches galt für den Fall, dass der Min-
derheitsgesellschafter-Geschäftsführer 
Kopf und Seele der GmbH war. Soll hei-
ßen: War der Geschäftsführer aufgrund 
außerordentlicher Fach- und Sachkennt-
nisse und/oder Kundenbeziehungen für die GmbH unver-
zichtbar, sollte ebenfalls keine abhängige Beschäftigung vor-
liegen. Allerdings war eine praxistaugliche Prüfung anhand 
oben genannter Kriterien rechtssicher kaum möglich. Daher 
gab das BSG diese Rechtsprechung im Jahr 2012 auf (u. a. 
BSG vom 29.08.2012, Az. B 12 KR 25/10 R und B 12 R 14/10 
R). Die neue BSG-Rechtsprechung lässt sich vereinfacht unter 
„Ausschließlichkeit der rechtlichen Verhältnisse“ zusammen-
fassen. 

Tatsächliche Rechtsmacht entscheidend

Die nun maßgebliche Sichtweise des BSG beurteilt den sozi-
alversicherungsrechtlichen Status eines GmbH-Gesellschaf-
ter-Geschäftsführers (nahezu) ausschließlich in Abhängigkeit 
seiner Beteiligungsverhältnisse an der GmbH und etwaigen 
besonderen gesellschaftsvertraglich vereinbarten (Sonder-)
Stimmrechten. Demnach ist nun maßgeblich, wer die tat-
sächliche Rechtsmacht auf gesellschaftsvertraglicher Ebene 
hat. Nicht mehr entscheidend ist hingegen, ob dem Ge-
schäftsführer oder mitarbeitenden Gesellschafter in harmoni-
schen Zeiten, also bei Schönwetter, freie Hand gelassen wird. 
Denn – so das Argument des BSG – in schlechten Zeiten kann 
sich der Minderheitsgesellschafter-Geschäftsführer gegen 
unliebsame Beschlüsse der übrigen Gesellschafter nicht 
wehren. Insofern ist er deren Weisungen unterworfen und 
kann folglich nicht selbstständig sein. Im Jahr 2015 hat das 
BSG diese Rechtsprechung fortgeführt und in mehreren Ent-

scheidungen klargestellt, dass selbst Stimmbindungsverträ-
ge, die Gesellschafter dazu verpflichten, ihre Stimmrechte 
bei Beschlussfassungen in der Gesellschafterversammlung 
einheitlich auszuüben, keine Auswirkung auf die Statusbeur-
teilung haben, wenn sie außerhalb des Gesellschaftsvertrags 
vereinbart wurden (BSG vom 11.11.2015, Az. B 12 R 2/14 R, 
B 12 KR 13/14 und B 12 KR 10/14 R). Zuletzt haben die Spit-
zenverbände der Sozialversicherungsträger mit ihrem ge-
meinsamen Rundscheiben vom 8. November 2017, Anlage 3, 
diese Rechtsprechung zusammengefasst und interpretiert.

Status von Geschäftsführern

Verfügt ein Gesellschafter-Geschäftsführer über eine Beteili-
gung von mindestens 50 Prozent und rich-
ten sich die Stimmrechte nach der Beteili-
gungshöhe, so hat der Gesellschafter ei-
nen beherrschenden Einfluss auf die 
GmbH. Damit kann er unerwünschte Wei-
sungen aus der Gesellschafterversamm-
lung verhindern. Daher ist aufgrund der 
gesellschaftsrechtlichen Beteiligung von 
mindestens 50 Prozent an der GmbH ein 
abhängiges Beschäftigungsverhältnis aus-
geschlossen. Ein solcher beherrschender 

Einfluss ist auch dann anzunehmen, wenn der Gesellschafter-
Geschäftsführer zwar über weniger als 50 Prozent des 
Stammkapitals verfügt, aber alle Beschlüsse der anderen Ge-
sellschafter verhindern kann. Das kann zum einen der Fall 
sein, wenn im Gesellschaftsvertrag eine umfassende und 
kündigungsfeste Sperrminorität vereinbart ist. Das bedeutet: 
Trotz der Minderheitsbeteiligung sind die Stimmen des Min-
derheitsgesellschafter-Geschäftsführers zwingend erforder-
lich, um einen wirksamen Gesellschafterbeschluss herbeizu-
führen. 

Weisungsfreiheit und Sperrminorität

Am besten sollten Gesellschafts- und Geschäftsführerdienst-
vertrag so ineinandergreifen, dass eine Weisungsfreiheit 
zweifelsfrei angenommen werden kann. In der Praxis wurde 
versucht, die Selbstständigkeit des Gesellschafter-Geschäfts-
führers mittels einer eingeschränkten Sperrminorität, also 
begrenzt auf bestimmte Themengebiete, zu erreichen. Dies 
wird aber seitens der Deutschen Rentenversicherung Bund 
(DRV Bund) sowie der Gerichte nicht anerkannt (BSG vom 
29.06.2016, Az. B 12 R 5/14 R sowie BSG vom 14.03.2018, 
Az. B 12 KR 13/17 R und B 12 R 5/16 R). Zum anderen kann 
ein Minderheitsgesellschafter-Geschäftsführer trotz einer 
Beteiligung von weniger als 50 Prozent als selbstständig ein-
gestuft werden, wenn ihm im Gesellschaftsvertrag ein soge-
nanntes (umfassendes) Vetorecht eingeräumt wird. Das 
heißt, unabhängig von seinen Beteiligungsverhältnissen 
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stünde dem Minderheitsgesellschafter-Geschäftsführer das 
Recht zu, durch sein Veto sämtliche Beschlüsse zu verhin-
dern.
Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, dass Fremdgeschäfts-
führer ohne Beteiligung grundsätzlich als abhängig Beschäf-

tigte anzusehen sind, da sie den Weisungen der Gesellschaf-
terversammlung unterliegen. Eine Ausnahme davon könnte 
nur dann anzunehmen sein, wenn sie mittelbar beherrschend 
an der Gesellschaft beteiligt wären. 
Eine gleichmäßige Beteiligung der Gesellschafter-Geschäfts-
führer oder sogenannte gleichgerichtete Interessen der Ge-
sellschafter ändern an der sozialversicherungsrechtlichen 
Beurteilung nichts.

Status von mitarbeitenden Gesellschaftern

Nun könnte man meinen, dass diese für Gesellschafter-Ge-
schäftsführer geltenden Grundsätze auch für einen mitarbei-
tenden Gesellschafter gelten. Die statusrechtliche Beurtei-
lung unterscheidet sich aber maßgeblich. Mitarbeitende Ge-
sellschafter sind nur dann zweifelsfrei als selbstständig tätig 
anzusehen, wenn sie über eine Beteiligung von mehr als 50 
Prozent am Stammkapital verfügen und sich die Stimmrechte 
nach den Geschäftsanteilen richten. Damit ist eine Beteili-
gung von 50 Prozent noch nicht ausreichend, um allein auf-
grund dessen eine abhängige Beschäftigung ausschließen zu 
können. Hinzu kommt, dass sich eine im Gesellschaftsvertrag 
vereinbarte umfassende Sperrminorität nicht auf den sozial-
versicherungsrechtlichen Status eines mitarbeitenden Ge-
sellschafters auswirkt. Im Ergebnis ist ein mitarbeitender Ge-

sellschafter mit einer Beteiligung von 50 Prozent oder weni-
ger regelmäßig als abhängig Beschäftigter anzusehen, es sei 
denn, das Gesamtbild der erbrachten Arbeitsleistung lässt ei-
nen anderen Schluss zu.

Statusfeststellungsverfahren

Trotz aller aufgeführten Abgrenzungskriterien bleibt die so-
zialversicherungsrechtliche Statusbeurteilung ein Minenfeld. 
Die Abwägung der Umstände des Einzelfalls führt in der Pra-
xis und in der Regel letztlich nur selten zu einem eindeutigen 
Ergebnis. Die daraus erwachsenden rechtlichen und finanzi-
ellen Unsicherheiten lassen sich aber vermeiden. Die DRV 
Bund bietet allen Beteiligten die Möglichkeit, ein sogenann-
tes Anfrageverfahren nach § 7a SGB IV, auch Statusfeststel-
lungsverfahren genannt, durchführen zu lassen. Am Ende 
dieses Verfahrens erlässt die Clearingstelle der DRV Bund ei-
nen Bescheid, der den Status des Betroffenen feststellt. Vor-
ausgesetzt, alle Angaben im Anfrageverfahren wurden zu-
treffend und vollständig gemacht, erlangen die Beteiligten, 
insbesondere die GmbH, Rechtssicherheit und Vertrauens-
schutz. Zu beachten ist jedoch: Sobald sich die tatsächlichen 
oder rechtlichen Verhältnisse ändern, muss ein neues Anfra-
geverfahren angestrengt werden. Im Idealfall sollte das An-
frageverfahren innerhalb eines Monats nach Aufnahme der 
Tätigkeit eingeleitet werden. Wird diese Frist eingehalten 
und stimmt der Betroffene einem späteren Beginn der etwai-
gen Sozialversicherungspflicht unter gleichzeitigem Nach-
weis ausreichender sozialer Absicherung zu, so werden Sozi-
alversicherungsbeiträge frühestens dann fällig, wenn die 
Entscheidung der DRV Bund unanfechtbar wird. Bei Gesell-
schafter-Geschäftsführern ist das Statusfeststellungsverfah-
ren sogar verpflichtend einzuleiten, wenn sie bei der Ein-
zugsstelle (Krankenkasse) gemeldet werden. Auch in diesen 
Fällen empfiehlt es sich nachzuhaken, denn es kommt in der 
Praxis durchaus vor, dass kein Bescheid erlassen wird.  ●

ANDREAS ISLINGER

Steuerberater bei Ecovis in München

THOMAS G.-E. MÜLLER

Rechtsanwalt und Arbeitsrechtsexperte  

bei Ecovis in München

≥ 50 % am Stammkapital

< �50 % mit umfassender  
Sperrminorität/Vetorecht

< �50 % ohne umfassende  
Sperrminorität

Fremdgeschäftsführer

MEHR DAZU 
TeleTax Dialogseminar online live: Sozialversicherungs
rechtliche Beurteilung mitarbeitender Gesellschafter, 
Geschäftsführer und Angehöriger, Art.-Nr. 76525

Selbstständige Tätigkeit

Selbstständige Tätigkeit

 
Abhängiges 
Beschäftigungsverhältnis

Abhängiges 
Beschäftigungsverhältnis

> 50 % am Stammkapital

≤ 50 % am Stammkapital

Selbstständige Tätigkeit

Grundsätzlich abhängiges 
Beschäftigungsverhältnis

Übersicht – Beurteilung Gesellschafter-Geschäftsführer

Übersicht – Beurteilung mitarbeitender Gesellschafter

https://www.datev.de/shop/76525


DATEV magazin 18

Titelthema Die GmbH in der Beratungspraxis

Die Gründe für die 
(Rück-)Umwandlung 

einer GmbH in eine Personen-
gesel lschaft sind zahlreich. Die 
Vermeidung der Offenlegungspflicht ist in der mittelständi-
schen Praxis ein häufig anzutreffendes Motiv für den 
Rechtsformwechsel. So entfallen die verschärften Regelun-
gen des Handelsrechts für Kapitalgesellschaften, sobald 
eine natürliche Person die Gesellschafterstellung des Kom-
plementärs übernimmt. Aber auch mittelfristig anstehende 

Auseinandersetzungen der Gesellschafter können 
einen Rechtsformwechsel begründen, da die steu-
erneutrale Realteilung, im Gegensatz zur Aufspal-
tung einer GmbH gemäß den §§ 15 oder 16 Um-

wandlungssteuergesetz (UmwStG), an deutlich weniger Re-
striktionen gebunden ist. Obgleich das UmwStG grundsätz-
l ich auch den Weg heraus aus der GmbH privi legiert, 
ergeben sich in der Praxis insbesondere für den Gesell-
schafter der GmbH erhebliche Steuerfallen, die häufig über-
sehen werden.

Eine neue Form geben
Rechtsformwechsel | Der Weg aus der GmbH in eine Personengesellschaft  

kann entgegen der in der Praxis häufig vertretenen Auffassung nur in wenigen  
Fällen gänzlich steuerneutral erfolgen.

Autorin: Stephanie Schröter
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Grundsätze der Buchwertfortführung

Die Umwandlung einer GmbH in eine Personengesellschaft 
kann gemäß § 3 Abs. 1 und 2 UmwStG grundsätzlich zu Buch-
werten erfolgen, wenn die folgenden Bedingungen kumulativ 
erfüllt sind:

1. �Umwandlung im Wege der (partiellen)  
Gesamtrechtsnachfolge

	� Im Gegensatz zu anderen Umwandlungen ist der gesell-

schaftsrechtliche Weg aus der GmbH in eine Personenge-
sellschaft durch das Steuergesetz eng vorgegeben. Begüns-
tigt sind nur Umwandlungen im Wege der (partiellen) Ge-
samtrechtsnachfolge, somit Verschmelzung, Spaltung und 
Formwechsel. Die Übertragung im Wege der Einzelrechts-
nachfolge im Rahmen eines sogenannten Asset-Deals ist 
nicht durch das UmwStG privilegiert. 

2. �Wirtschaftsgüter werden Betriebsvermögen der über-
nehmenden Personengesellschaft 
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	� Praktisch betroffen von dieser Einschränkung ist insbeson-
dere die Umwandlung in eine vermögensverwaltende Per-
sonengesellschaft. Diese fällt zwar grundsätzlich in den An-
wendungsbereich der §§ 3 ff. UmwStG, schließt jedoch eine 
Übertragung zu Buchwerten aus. 

3. �Keine Beschränkung des deutschen Besteuerungsrechts 
	� Hauptanwendungsfälle sind die Umwandlung einer inlän-

dischen Kapitalgesellschaft mit ausländischem Vermögen, 
für das ein deutsches Besteuerungsrecht besteht, und der 
umwandlungsbedingte Übergang von Wirtschaftsgütern 
auf eine ausländische Betriebsstätte. 

4. �Keine Gewährung sonstiger Gegenleistungen 
	� Eine sonstige Gegenleistung kann in bar oder durch Ge-

währung anderer Vermögenswerte erfolgen. Schädlich ist 
insbesondere eine Gutschrift auf dem Gesellschafterdarle-
henskonto. Für die Abgrenzung zwischen Eigen- und 
Fremdkapitalkonten ist auf die zu § 24 
UmwStG und § 15a Einkommensteuer-
gesetz (EStG) entwickelten Kriterien ab-
zustellen. Aber Vorsicht: Bei zeitnahen 
Entnahmen aus den (Eigen-)Kapitalkon-
ten der Personengesellschaft kann sich 
aus Sicht der Finanzverwaltung eine 
Gesamtplanthematik ergeben (vgl. BMF 
vom 11.11.2011 Tz. 3.21 in Verbindung 
mit 24.11). Die Höhe des bilanziellen Ei-
genkapitals der Gesellschaft wird durch 
die Umwandlung nicht berührt. Die Pflicht zur Gliederung 
gemäß § 272 Handelsgesetzbuch (HGB) entfällt und wird 
durch die Gliederung gemäß § 264 c Abs. 2 HGB ersetzt. 
An die Stelle des Stammkapitals treten die Kapitalanteile 
der Gesellschafter, wobei die Kapitalanteile der Komman-
ditisten gesondert auszuweisen sind. Die weitere Vertei-
lung der Eigenkapitalbestandteile erfolgt im Rahmen des 
Umwandlungsbeschlusses. Üblicherweise wird der über-
schießende Teil des Eigenkapitals der gesamthänderisch 
gebundenen Rücklage zugeführt. 

5. Schriftlicher Antrag
	� Einer besonderen Form bedarf es nicht. Von konkludenten 

Anträgen in Form der Abgabe einer Bilanz zu Buchwerten 
wird jedoch abgeraten. Vereinbarungen im Rahmen des 
Umwandlungsvertrages oder des Gesellschafterbeschlus-
ses stellen keinen wirksamen Antrag dar. Zu beachten ist 
auch die Wahl des korrekten Veranlagungszeitraums. Wird 
als zivilrechtlicher Übertragungsstichtag der 1. Januar 
2019 gewählt, so wird als Übertragungsbilanz die Bilanz 
zum 31. Dezember 2018 zugrunde gelegt. Diese Bilanz ist 
maßgeblich für den steuerlichen Übertragungsstichtag. 
Sind die vorgenannten Voraussetzungen kumulativ erfüllt, 
kann das zu dem Missverständnis führen, die Umwand-

lung sei nun in Gänze steuerneutral. Die vorliegende Buch-
wertfortführung betrifft jedoch nur die Steuerneutralität 
auf Ebene der Gesellschaft. Die Auswirkungen, die sich 
aus dem Wechsel des Besteuerungssystems auf Ebene des 
Gesellschafters ergeben, sind hiervon noch nicht erfasst 
und bergen insbesondere die nachfolgenden Fallstricke.

Fiktive Ausschüttung der offenen Rücklagen

Der Weg aus der GmbH in eine Personengesellschaft führt 
nicht nur zu einem Wechsel der Rechtsform, sondern auch zu 
einem Wechsel des Besteuerungssystems vom Trennungs-
prinzip hin zum Transparenzprinzip. Die Personengesell-
schaft ist (mit Ausnahme der Gewerbesteuer) kein Steuer-
subjekt für ertragsteuerliche Zwecke. Die Besteuerung der 
Gewinne erfolgt direkt auf Ebene des Gesellschafters. Die-
sem Umstand muss im Rahmen der Umwandlung in Bezug 
auf die bisher auf Ebene der GmbH thesaurierten Gewinne 

Rechnung getragen werden. Der Gesetz-
geber fingiert daher in § 7 UmwStG die 
Vollausschüttung. Soweit das Eigenkapital 
der GmbH nicht aus Einlagen des Gesell-
schafters stammt, die im steuerlichen Ein-
lagekonto (§ 27 Körperschaftsteuergesetz 
[KStG]) zu erfassen sind, werden dem Ge-
sellschafter im Sinne des § 17 EStG gemäß 
§ 7 UmwStG sämtliche Rücklagen der Ge-
sellschaft entsprechend seiner Beteili-
gungsquote zum Zeitpunkt des steuerli-

chen Übertragungsstichtages fiktiv als Bezüge im Sinne des 
§ 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG zugerechnet. Die gesetzliche Fiktion 
der Einnahmen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG impliziert 
auch die Kapitalertragsteuerpflicht gemäß den §§ 43, 43a 
EStG. Die Verpflichtung zu Anmeldung und Einbehalt der Ka-
pitalertragsteuer geht im Rahmen der Gesamtrechtsnachfol-
ge auf die Personengesellschaft über. Strittig ist der Zeit-
punkt der Kapitalertragsteueranmeldung. Grundsätzlich hat 
die Anmeldung zum Zuflusszeitpunkt zu erfolgen. Da der 
steuerliche Übertragungsstichtag (und damit der Zuflusszeit-
punkt) jedoch aufgrund der Rückwirkungsfiktion regelmäßig 
in der Vergangenheit liegen wird, ist eine Anmeldung und 
Abführung auf diesen Zeitpunkt faktisch ausgeschlossen. 
Das Finanzamt stellt daher auf den Zeitpunkt der Eintragung 
der Umwandlung in das Handelsregister ab.

Untergang der Anschaffungskosten

Wirtschaftlich betrachtet führt die Umwandlung der GmbH in 
eine Personengesellschaft auf Ebene des Gesellschafters zu 
einem Tausch seiner Anteile. Für die untergehenden Anteile 
an der GmbH erhält er Gesellschaftsrechte an der GmbH & 
Co. KG. Das in diesem Zusammenhang zu ermittelnde Über-
nahmeergebnis auf Ebene des Gesellschafters (wirtschaftlich 

Die Höhe des  
bilanziellen Eigen-
kapitals der Gesell-
schaft wird durch 
die Umwandlung 

nicht berührt.
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entspricht dies einem Veräußerungsgewinn) berechnet sich 
gemäß § 4 Abs. 4 und 5 UmwStG wie folgt:
Wert der übergegangenen Wirtschaftsgüter
./. Kosten des Vermögensübergangs 
./. Anschaffungskosten der GmbH-Anteile
= Übernahmegewinn § 4 Abs. 4 UmwStG
./. fiktive Bezüge gemäß § 7 UmwStG
= verbleibender Übernahmegewinn/-verlust

Ein Übernahmegewinn/-verlust ist gemäß § 4 Abs. 6 S. 4  
UmwStG zu 60 Prozent zu berücksichtigen, jedoch maximal in 
Höhe von 60 Prozent der Bezüge im Sinne des § 7 UmwStG. 
Dies ist insbesondere dann problematisch, wenn die Anschaf-
fungskosten der Anteile das anteilige (buchmäßige) Eigenka-
pital der Gesellschaft übersteigen. Da ein Übernahmeverlust 
außer Ansatz bleibt, gehen die Anschaffungskosten unter. Des 
Weiteren bleibt ein Übernahmeverlust gemäß § 4 Abs. 6 S. 6 
UmwStG vollständig außer Ansatz, soweit die Anteile inner-
halb der letzten fünf Jahre vor dem steuerlichen Übertra-
gungsstichtag erworben wurden. Die Regelung ist noch vor-
rangig vor § 4 Abs. 6 S. 4 UmwStG anzuwenden. In der Praxis 
kann sich ein Übernahmeverlust eventuell vermeiden lassen, 
indem die GmbH auf den Ansatz der Buchwerte verzichtet und 
zu Zwischenwerten oder Verkehrswerten überträgt. In diesem 
Fall sind zwar die stillen Reserven auf Ebene der GmbH zu ver-
steuern, es entsteht jedoch Abschreibungspotenzial, das auf 
Ebene der Personengesellschaft künftig genutzt werden kann. 

Entstehung von Sonderbetriebsvermögen

Die Umwandlung einer GmbH in eine Personengesellschaft 
muss im Vorfeld der Umstrukturierung auch im Hinblick auf 
die Überlassung von Wirtschaftsgütern und das Entstehen von 
Sonderbetriebsvermögen geprüft werden. Wurde etwa bisher 
eine Betriebsaufspaltung dadurch vermieden, dass die von der 
GmbH des Ehemannes genutzte Immobilie hälftig Ehemann 
und Ehefrau gehört, so würde der Anteil des Ehemanns nach 
Umwandlung Sonderbetriebsvermögen der GmbH & Co. KG.

Gewerbesteuerliche Sperrfrist

Gemäß § 18 Abs. 3 UmwStG unterliegt der Gewinn aus der 
Veräußerung oder Aufgabe der Personengesellschaft inner-
halb von fünf Jahren nach der Umwandlung der Gewerbesteu-
er, und zwar auch insoweit er auf Betriebsvermögen entfällt, 
das bereits vor der Umwandlung im Betrieb der Personenge-
sellschaft oder des Einzelunternehmens war. Die Gewerbe-
steueranrechnung des § 35 EStG entfällt. Diese Sperrfrist wird 
in der Praxis nicht selten übersehen und führt zu erheblichen 
Haftungsrisiken für den Berater, da sie auch greift, wenn nicht 
die operative Gesellschaft selbst umgewandelt wird, sondern 
beispielsweise eine Tochterkapitalgesellschaft auf eine bereits 
bestehende Personengesellschaft verschmolzen wird. Ausrei-

chend ist bereits die Verschmelzung einer reinen Vorratskapi-
talgesellschaft auf die Mutterpersonengesellschaft. Hier sollte 
strategisch auf die Buchwertfortführung bei Verschmelzung 
der GmbH verzichtet werden, um eine freie Veräußerbarkeit 
der Mitunternehmeranteile nicht zu gefährden. Die Gewerbe-
steuer kann gemäß BFH-Urteil vom 7. März 2019 (IV R 18/17) 
als Veräußerungskosten abzugsfähig sein, wenn der Veräuße-
rer nicht selbst Schuldner der Gewerbesteuer ist und somit 
nicht dem Abzugsverbot des § 4 Abs. 5b EStG unterliegt und 
die Übernahme der Gewerbesteuer nicht gesellschaftsrecht-
lich veranlasst ist. 

Fazit

Bei der Umwandlung einer GmbH in eine Personengesell-
schaft wird insbesondere die fiktive Vollausschüttung des § 7 
UmwStG nicht selten übersehen. Sind keine thesaurierten Ge-
winne vorhanden, droht der Verlust der Anschaffungskosten, 
da ein Übernahmeverlust außer Ansatz bleibt und steuerlich 
nicht verwertet werden kann. Für eine ausführliche Darstel-
lung des Themas wird auf die Beilage der steuerberater intern 
11/19 verwiesen.  ●

STEPHANIE SCHRÖTER

Wirtschaftsprüferin und Steuerberaterin bei  

Wirth Schmies und Partner mbB Rechtsanwälte,  

Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, Notar in Münster.

MEHR DAZU 
Fachseminar Aktuelle Praxisfragen rund um die Personen-
gesellschaft, Art.-Nr. 70121

Fachseminar Jahresabschluss und Steuererklärungen der 
Personengesellschaft, Art.-Nr. 70895

https://www.datev.de/shop/70121
https://www.datev.de/shop/70895
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Gelegentlich helfen Vergleiche, um komplexe Sachverhal-
te besser zu verstehen. Im Recht besteht dabei jedoch 

die Gefahr, unterschiedliche Regelungen für verschiedene 
Rechtsgebiete zu vermischen und daraus die falschen Schlüsse 
zu ziehen. Die Ergebnisse solcher Vergleiche sind dann wenig 
hilfreich. Das trifft beispielsweise zu, wenn man das Recht des Ur-
hebers an seinem Werk mit dem Eigentumsrecht an Gegenständen 
vergleicht.

Das Sachenrecht

Das Recht an Sachen ist offensichtlich übersichtlich: Ein Gegenstand kann einem 
gehören, oder er gehört einem anderen. Meist kann der Eigentümer mit dem Ge-
genstand verfahren, wie er will, ihn weiterveräußern, verändern, Dritten zur Nut-
zung überlassen, also verleihen oder vermieten. Von Ausnahmen abgesehen – ein 
Feld trägt Früchte, ein Haustier wirft ein Jungtier –, lässt sich das Eigentum an Ge-
genständen nicht ohne Weiteres vervielfältigen. Allenfalls setzt es sich an Teilen 
eines vormals Ganzen fort, etwa wenn ein Edelstein geteilt oder Kohle aus einem 
Tagebau gefördert wird. Oder aber bereits existentes Eigentum besteht nur antei-
lig fort oder geht gar unter, etwa wenn Einzelteile untrennbar miteinander ver-

Checken, 
was geht

Urheber- und Nutzungsrechte |  
Bei der Verwendung urheberrechtlich  

geschützter Werke ist genau darauf 
zu achten, was das eingeräumte 

Nutzungsrecht erlaubt. Andernfalls 
drohen Schadensersatz- beziehungsweise 

Unterlassungsansprüche.
Autor: Alexander von Chrzanowski
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mischt werden (Kies wird mit Zement und Sand zu Beton), 
oder ein unwesentlicher Bestandteil wird untrennbar mit ei-
nem als wesentlich angesehenen verbunden: Der Beton wird 
zum Guss der Bodenplatte für ein Haus verwendet, woran der 
Grundstückseigentümer alleiniges Eigentum erlangt.

Das Urheberrecht

Völlig anders verhalten sich dagegen immaterielle Rechte 
wie das Urheberrecht. Auch ein Urheber kann ein Werk aus 
bereits bestehenden anderen Sachen erschaffen: ein Bildhau-
er etwa aus einem Stein, ein Maler aus Leinwand und Farben. 
An den Ausgangsmaterialien bestand – ebenso wie beim Zu-
sammensetzen eines Autos aus Einzelteilen – schon zuvor Ei-
gentum. Dennoch sieht die Rechtsordnung eine eigene Kate-
gorie von Rechten vor, wenn dieses Eigentum als urheber-
rechtliches Werk neu kombiniert wird. Schließlich lassen sich 
urheberrechtliche Werke aber auch ganz ohne Verwendung 
bisher bestehender Sachen aus dem Nichts ganz neu (er-)
schaffen. Autoren erschaffen Werke aus Worten, an denen 
kein Eigentum besteht, Komponisten kombinieren bereits 
vorhandene Töne miteinander.
Sofern es sich bei dem Geschaffenen um persönliche Schöp-
fungen handelt, die nicht lediglich auf einer handwerklichen 
Herstellung beruhen, sondern zusätzlich eine gewisse indivi-
duelle Schöpfungshöhe erreichen, werden diese Schöpfun-
gen als urheberrechtliches Werk anerkannt und die Schöpfer 
selbst als Urheber. Der Schutz solcher Werke hat mit dem sa-
chenrechtlichen Eigentum an Gegenständen nichts mehr zu 
tun und folgt in Deutschland den Regelungen des Urheber-
rechtsgesetzes. Auf eine besondere Größe oder einen Min-
destumfang kommt es dabei für ein Werk nicht an, auch an 
beispielsweise kurzen Texten kann Urheberrechtsschutz be-
stehen: So kann selbst ein nur wenige Worte umfassender 
einzelner Satz urheberrechtlich geschützt sein, was etwa das 
Landgericht München noch im Jahr 2011 zu dem Satz „Mö-
gen hätte ich schon wollen, aber dürfen habe ich mich nicht 
getraut“ des bayerischen Volkskünstlers Karl Valentin zu-
gunsten seiner Erben bestätigt hat.

Entscheidungshoheit des Urhebers

Wichtigste Folge des Urheberrechts ist es, dass der Urheber 
in weiten Teilen selbst festlegen kann, was mit seinem Werk 
geschieht. Maßgeblich aus wirtschaftlicher Sicht ist insbe-
sondere die Möglichkeit, selbst zu bestimmen, ob und wie 
das geschaffene Werk als Gegenstand verwertet wird, etwa 
durch Vervielfältigung (die Fertigung von Kopien) und Ver-
breitung (in Verkehr bringen des Originals oder eines Ver-
vielfältigungsstücks). Schließlich bestimmt nur der Urheber, 
ob und wie sein Werk in unkörperlicher Form öffentlich wie-
dergegeben, etwa im Internet öffentlich zugänglich gemacht 
wird. Der Urheber kann daher festlegen, ob und wie ein Werk 



DATEV magazin 24

Praxis Urheber- und Nutzungsrechte

überhaupt ein erstes und wie es jedes weitere Mal veröffent-
licht wird. Das Recht an den Vervielfältigungsstücken folgt 
dann zum Teil, aber nicht vollständig dem Recht an übrigen 
Sachen: Ist etwa ein Text erst einmal rechtmäßig (mit Zustim-
mung des Urhebers) in Verkehr gebracht, beispielsweise in 
einem Buch veröffentlicht, dann ist das Recht des Urhebers 
an diesem Text in diesem Vervielfältigungsstück erschöpft. 
Dieses Buch kann zur bestimmungsgemäßen Verwendung 
genutzt werden (eigenes Lesen, aber auch 
Weiterverkauf des Buchs), ohne dass der 
Autor dagegen Einwendungen erheben 
kann. Dennoch kann der Eigentümer des 
Buchs – anders als der Eigentümer sonsti-
ger Gegenstände – hiermit nichts machen, 
was das Urheberrecht beeinträchtigt. Ein-
leuchtend ist das noch beim Vervielfälti-
gungsrecht an dem Text, welches weiter-
hin dem Urheber zusteht. Kopien des 
Buchs oder von Teilen sind daher ohne Zu-
stimmung des Urhebers unzulässig, von 
wenigen Ausnahmen abgesehen, wie etwa 
dem privaten Gebrauch. Doch selbst die 
Verwendung des einzelnen Buchs durch dessen Eigentümer 
unterliegt noch den Schranken des Urheberrechts, sodass 
eine Vermietung oder die öffentliche Lesung daraus eigene 
Verwertungshandlungen sind, die vom Urheber gesondert 
gestattet und vom Nutzer meist zusätzlich vergütet werden 
müssen.

Verwertungshandlungen

Damit ermöglicht es das Urheberrecht, dass Schöpfer ihre 
Werke vielfältig einzeln verwerten können. So ist die Veröf-
fentlichung eines Beitrags in einer gedruckten Tageszeitung 
eine andere Verwertungshandlung als die elektronische Zu-
gänglichmachung über das Internetportal der Zeitung oder 
schließlich die Aufnahme in ein elektronisches Archiv. Ver-
gleichbares gilt für Fotografien: Ein ausgedrucktes Passbild 
vom Fotografen um die Ecke berechtigt jedenfalls ohne Wei-
teres nicht dazu, Kopien des Bilds zu fertigen oder es elektro-
nisch zu veröffentlichen, beispielsweise auf einer Homepage.

Nutzungsrechte

Das ist wirtschaftlich interessant, weil jede einzelne Verwer-
tungshandlung selbst vom Urheber entgeltlich gestattet be-
ziehungsweise ihre Nutzung ohne Zustimmung untersagt 
werden kann. So lässt sich ausgefeilt regeln, auf welche Wei-
se (gedruckt, im Internet) in welchen Medien mit welcher 
Auflage Texte oder Bilder verwendet werden können. Insbe-
sondere bei einer exklusiven Überlassung der Nutzungsrech-
te, also alle anderen davon ausschließenden, ist eine Befris-
tung sinnvoll, nach deren Ablauf das Nutzungsrecht wieder 

an den Urheber zurückfällt und anderen neu eingeräumt wer-
den kann. Eine Nutzung ist dann jeweils nur innerhalb der 
vereinbarten Grenzen zulässig. Werden diese überschritten, 
so drohen Schadensersatz- und Unterlassungsansprüche des 
Urhebers oder eines von ihm Berechtigten. Man spricht da-
her von einer Atomisierung der Nutzungsrechte, einer Zerle-
gung der Nutzungsmöglichkeiten in immer kleinere Berei-
che, die separat voneinander gehandelt werden können.

Nutzungsrechte müssen deshalb für die 
jeweils beabsichtigte Verwendung erwor-
ben werden und können – ohne einen wei-
ter gehenden Nacherwerb – auch nur da-
für eingesetzt werden. So kann beispiels-
weise ein gedruckter Katalog nicht gleich-
zeitig auf der Unternehmens-Homepage 
veröffentlicht werden, wenn die Rechte 
zur öffentlichen Zugänglichmachung aller 
enthaltenen Werke nicht eingeholt wur-
den. Vergleichbares gilt jedoch auch für 
den Urheber selbst: Hat dieser exklusive 
Nutzungsrechte an seinem Werk einge-
räumt, dann ist auch er selbst daran gehin-

dert, das Werk in dieser Weise zu nutzen. Augenscheinlich 
wird das bei Autoren, die Rechte an ihren Texten meist exklu-
siv einräumen, sodass ihnen selbst für die jeweilige Nut-
zungsart und die Dauer der Einräumung eine eigene Nut-
zung nicht mehr möglich ist.

Zeitliche Begrenzung der Rechte

Schließlich sind Urheberrechte zeitlich begrenzt. Für Karl 
Valentin endete das Urheberrecht an seinen Texten daher am 
31. Dezember 2018. Seine Zitate kann man sich jetzt also un-
besorgt trauen zu verwenden.  ●

ALEXANDER VON CHRZANOWSKI
Rechtsanwalt und Fachanwalt für IT-Recht  
sowie Fachanwalt für Arbeitsrecht bei  
Rödl & Partner in Jena.

MEHR DAZU 
DATEV-Fachbuch: Social Media Recht, Art.-Nr. 36387

Wichtigste Folge 
des Urheberrechts 

ist es, dass der  
Urheber in weiten 

Teilen selbst  
festlegen kann,  
was mit seinem 
Werk geschieht.

https://www.datev.de/shop/36387
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es Mandate überprüfen | Aufgrund neuer Vorgaben muss der steuerliche  

Berater zu Veränderungen bereit sein, die das Verhältnis zu gewissen Mandanten 
betreffen. Raum für Emotionen ist hier nicht angebracht.

Autor: Markus Wohlleber

Loslassen können 
ist wichtig
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Im Grunde sind es immer die Bedürfnisse der Men-
schen, die für den nötigen Antrieb sorgen, uns zu re-

gen. Vom Wissen, warum wir Menschen uns so ver-
halten, wie wir es tun, hängt zunehmend die Fähigkeit 
zum Überleben ganzer Branchen ab. Diese Erkenntnis 

gilt nicht nur im Rahmen der Begleitung unserer Mandan-
ten, sondern natürlich auch für die zukünftige Ausrichtung 
der eigenen Kanzlei. Es ist an der Zeit, dass Entscheider sich 
dies ganz bewusst machen. Voraussetzung ist aber zunächst 
der Wille und die Bereitschaft, Veränderungsprozesse anzu-
gehen.

ABC-Analyse

Jeder von uns steuerlichen Beratern hat bei der Durchsicht 
seiner Mandanten zuweilen Wahrneh-
mungen, die da lauten: Warum arbeiten 
wir eigentlich noch für diese Mandanten? 
Die Antwort: Weil wir, wenn überhaupt, 
nur ganz selten die Frage zulassen, ob wir 
uns einseitig von einem Mandanten tren-
nen sollten. Die klassische ABC-Analyse 
wurde und wird in jedem BWL-Studium 
zwar als wichtiges Element zur Unterneh-
mensführung erläutert. Und in der Theo-
rie ist es auch absolut logisch, sich dem zu 
widmen, was Umsatz und Ertrag bringt. 
Die Praxis aber lehrt uns, dass ein Aussor-
tieren beziehungsweise eine konkrete Se-
lektion von C-Mandaten aus den unterschiedlichsten Grün-
den selten, zu spät, oder gar nicht erfolgt.

Emotionen sind schädlich

Ein wichtiger Grund hierfür sind die Emotionen, die der 
Steuerberater mit seinem Mandat verbindet. Man kann da-
bei Argumente wie folgendes hören: „Diese Mandanten be-
treue ich schon seit so vielen Jahren, ich kannte bereits des-
sen Eltern, dieser Mandant befindet sich in wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten und dem darf in der Stunde der Not doch 
nicht die Gefolgschaft entzogen werden.“ Auch gerne ge-
hört: „Der Mandant wüsste doch gar nicht wohin.“ Oder: 
„Wie kann ich meine Mitarbeiter auslasten, wenn ich Man-
danten abgebe, was würde über unsere Kanzlei gesprochen 
werden, wenn wir in größerem Stile Mandanten freigeben?“ 
Subjektive Argumente, die einer betriebswirtschaftlichen 
Überprüfung im Ergebnis nicht standzuhalten vermögen. 
Denn schon die Auslastung der Mitarbeiter kann durch die 
Aufnahme neuer Mandanten oder eine intensivere Betreu-
ung von A-Mandanten kompensiert werden. Daneben gäbe 
es noch die in jedem Betrieb vorhandene natürliche Fluktu-
ation. Und auch bei den Mitarbeitern gibt es regelmäßig A-, 
B- und C-Klassifizierungen. 

D-Mandate

In Zeiten des wirtschaftlichen Prosperierens 
sind die C-Mandanten verkraftbar. Die Mandanten 
aus den Bereichen A und B vermögen die Schwä-
che des Bereichs C in Summe zu kompensieren. 
Wehe aber, wenn die Balance verloren geht und die 
Bereiche B und C ein Übergewicht bekommen. Neben der 
ABC-Analyse sollte der steuerliche Berater für sich noch die 
Gruppe D ergänzen. In dieser Gruppe befinden sich Mandan-
ten, die unter den Regelungsbereich einer Veröffentlichung 
der Bundessteuerberaterkammer (BStBK) vom Mai 2018 fal-
len. Diese Verlautbarung ist Folge eines Urteils des Bundesge-
richtshofs (BGH-Urteil vom 26.01.2017, IX ZR 285/14 – siehe 
auch Kasten am Ende des Beitrags). Unter teilweiser Aufgabe 

seiner bisherigen Rechtsprechung hat der 
BGH neue Vorgaben zur Beratung krisen-
gefährdeter Unternehmen gemacht, die zu 
einer Verschärfung der Steuerberaterhaf-
tung führen. Danach hat der Steuerberater 
für krisengefährdete Mandanten nun ganz 
spezielle zeitliche und organisatorische 
Vorkehrungen zu treffen. Gelingen diese 
Vorkehrungen nicht, besteht die Gefahr der 
persönlichen Haftung. Hier mag man sich 
bewusst machen, mit welchem Schicksal 
das eigene beziehungsweise das der Kanz-
lei verknüpft sein soll. Denn wenn ein Man-
dat dem Bereich D angehört und der Steu-

erberater nicht in der Lage ist, der besonderen Situation, in 
der sich das Unternehmen des Mandanten befindet, gerecht 
zu werden, reicht für den steuerlichen Berater die bloße Man-
datszuständigkeit bereits aus, für ihn eine eigene Gefährdung 
zu begründen. Man muss es, so drastisch ist die Regelungsla-
ge, mit der Gefahr vergleichen, die von einer ansteckenden 
Krankheit ausgeht. Allein die Berührung mit diesem Mandat 
reicht aus, um als Berater ganz eigenen Haftungsnormen aus-
gesetzt zu sein. Wohl dem, der sich der Fähigkeiten seiner 
Kanzlei und der Anforderungen an diese Mandatsgruppe be-
wusst ist. 

Mandatsauslese

Überlegenswert ist daher eine perspektivische Mandantenaus-
lese für den Jahresabschlussstichtag 31. Dezember 2019. Eine 
Aufhebung des Mandatsverhältnisses Monate vor diesem Stich-
tag ist aber wesentlich unproblematischer. Denn es könnte der 
Einwand wegen einer Kündigung zur Unzeit kommen. Natür-
lich könnte es für den Mandanten problematisch sein, einen 
neuen Steuerberater zu finden. Denn dieser wird sich das neue 
Mandat womöglich in einer eigenen Analyse ansehen. Sollte 
der neue Berater ebenfalls zur Einstufung D gelangen, könnte 
es schwerer werden, sich geräuscharm zu trennen. Deswegen 

Der Steuerberater 
hat für krisengefähr-

dete Mandanten 
nun ganz spezielle 

zeitliche und 
organisatorische 
Vorkehrungen zu 

treffen. 
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mit der notwendigen Auslese abzuwarten, ist strategisch aber 
keinesfalls sinnvoll. 

Reflexionen aushalten

Auch sollten Sie sich nicht von dem Gedanken irritieren lassen, 
dass bei einer größeren Anzahl von Mandatsbeendigungen die 
Kostenbalance der Kanzlei aus dem Lot kommt beziehungswei-
se Sie sowohl von Banken als auch anderen Mandanten be-
fremdlich angesehen werden. Ja, es wird sicherlich außerhalb 
der Kanzlei darüber gesprochen werden. Denn eine solche, wo-
möglich unerwartete Trennung löst natürlich Diskussionen aus. 
Diese Reflexionen muss man aber aushalten, und das können 
Sie auch, da Ihnen eine Vorbereitungszeit eingeräumt ist, die 
Trennung im Sinne der eigenen Kanzlei zu vollziehen. Die Alter-
native dazu ist, im Mandat zu bleiben, wobei ein Weiter-so defi-
nitiv die gefährlichere Wahl ist.

Im Fokus der Insolvenzverwalter

Dass die Zunft der Insolvenzverwalter vorbereitet ist, lässt sich 
klar ausmachen. Bereits im November 2017 wurde im Rahmen 
des Deutschen Insolvenzverwalterkongresses in Berlin hierzu 
referiert. Der Titel lautete: Der Steuerberater in der Krise – 
Haftung und Schaden. Referent war seinerzeit Dr. Magnus 
Wagner, Rechtsanwalt und Fachanwalt für Insolvenzrecht. 
Wer sich tiefer informieren will, möge in einer der gängigen 
Suchmaschinen sowohl den Namen des Referenten als auch 
den Titel seines Referats eingeben. Im Anschluss daran ist der 
seinerzeitige Vortrag im PDF-Format einsehbar. Dort wird, 
und darauf kommt es an, in detaillierter Form dargelegt, wel-
che Rechtsnormen einschlägig sind, um den Anspruch auf-
grund einer fehlerhaften Erstellung des Jahresabschlusses gel-
tend zu machen. Die Rechtsabteilungen der Insolvenzverwal-
ter sind insoweit bereits auf dem neuesten Stand, sie sitzen 
praktisch in den Startlöchern, um gegebenenfalls gegen uns 
Steuerberater vorzugehen. 

Haftungshöhe

Falls der Jahresabschluss falsch oder verspätet aufgestellt wur-
de, droht dem betroffenen Berater also die Haftung. Zunächst 
einmal ist wegen Schlechtleistung das Honorar betroffen, das 
zurückzuerstatten ist. Damit allein ist es aber nicht getan. Der 
Umfang, den die tatsächliche Haftung des Steuerberaters auf-
grund des sogenannten Insolvenzvertiefungsschadens bezie-
hungsweise Quotenschadens hat, ist ein Vielfaches davon. Diese 
Schäden bestehen in einer Vertiefung der Überschuldung bezie-
hungsweise Erhöhung der durch den verspäteten Insolvenzan-
trag bewirkten zusätzlichen Schäden, beispielsweise durch fort-
gesetzte Zahlungen der Geschäftsleitung. Dass diese Summen 
beträchtlich sein können, sollte jedem klar sein. Grob ließe sich 
das Ausmaß der Haftung wie folgt umreißen:

•  �Haftung für Insolvenzvertiefungsschaden
•  �Haftung für den anteiligen Schaden aus Insolvenzverschlep-

pung
•  �Haftung (zivilrechtlich) wegen Beihilfe zur Insolvenzver-

schleppung sowie strafbarer Beihilfe zur Insolvenzver-
schleppung

Fazit

Die Veränderung der haftungsrechtlichen Rahmenbedingungen 
bei krisenbehafteten Mandatsverhältnissen muss nachhaltige 
Auswirkungen auf die Kanzlei-Mandanten-Beziehung haben. 
Darüber sollten wir uns bewusst werden. Daher dürfen wir uns 
nicht aufgrund persönlicher Verbindungen mit den Mandanten 
davon abhalten lassen, für uns selbst objektiv zu urteilen. Sofern 
die eigene ABCD-Analyse ergeben sollte, dass man D-Mandan-
ten hat, müssen diese exakt nach den Vorgaben der Verlautba-
rung der BStBK sowie der Rechtsprechung bearbeitet werden. 
Entweder gelingt es, dass diese Mandanten durch Sanierungs-
maßnahmen zu ABC-Mandanten werden, oder sie sollten sich 
aus unserer Mandantschaft verabschieden.  ●

MARKUS WOHLLEBER

Steuerberater in eigener Kanzlei an den  

Standorten Nürnberg und Haßfurt 

LEITSÄTZE DES BGH (AUSZÜGE):
1. �Besteht für eine Kapitalgesellschaft ein Insolvenzgrund, 

scheidet eine Bilanzierung nach Fortführungswerten aus, 
wenn innerhalb des Prognosezeitraums damit zu rechnen 
ist, dass das Unternehmen noch vor dem Insolvenzantrag, 
im Eröffnungsverfahren oder alsbald nach Insolvenzeröff-
nung stillgelegt werden wird.

2. �Der mit der Erstellung eines Jahresabschlusses für eine 
GmbH beauftragte Steuerberater ist verpflichtet zu 
prüfen, ob sich auf der Grundlage der ihm zur Verfügung 
stehenden Unterlagen und der ihm sonst bekannten 
Umstände tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten 
ergeben, die einer Fortführung der Unternehmenstätig-
keit entgegenstehen können. Hingegen ist er nicht 
verpflichtet, von sich aus eine Fortführungsprognose zu 
erstellen und die hierfür erheblichen Tatsachen zu 
ermitteln.

3. �Eine Haftung des Steuerberaters setzt voraus, dass der 
Jahresabschluss angesichts einer bestehenden Insolvenz-
reife der Gesellschaft objektiv zu Unrecht von Fortfüh-
rungswerten ausgeht.

4. �Der mit der Erstellung eines Jahresabschlusses für eine 
GmbH beauftragte Steuerberater hat die Mandantin auf 
einen möglichen Insolvenzgrund und die daran 
anknüpfende Prüfungspflicht ihres Geschäftsführers 
hinzuweisen, wenn entsprechende Anhaltspunkte 
offenkundig sind und er annehmen muss, dass die 
mögliche Insolvenzreife der Mandantin nicht bewusst ist.
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Was hätten  
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Abfindungsklauseln | Kain versus Abel? Tag und  
Drag? Oder doch lieber russisches Roulette oder 
einen texanischen Shoot-out? Mit speziellen Klauseln 
im Gesellschaftsvertrag kann unnötiger Streit in 
familiengeführten Betrieben verhindert werden.

Autor: Christian Gerber

Der Erfolg der deutschen Wirtschaft in den Nachkriegsjahren hat fantastische Unter­
nehmen hervorgebracht. Hinter Konzernen von Weltformat verbergen sich private 

Eigentümer und Familienunternehmen. Durch die Weitergabe von Unternehmensvermö­
gen in die nächsten Generationen wurden die ehemals von einem einzelnen Patriarchen 

oder Geschwisterpaaren aufgebauten und kontrollierten Unternehmen auf mehrere Erben, 
unterschiedliche Familienstämme und letztendlich auf zahlreiche unterschiedliche Interes­

sen verteilt. Berichte, selbst in der Regenbogenpresse, über Familienunternehmen, die sich 
im wahrsten Sinne des Worts über die Kontrolle im Unternehmen die Augen auskratzen, 

nehmen zu. Aus dem angloamerikanischen Rechtsraum sind in den letzten Jahren gesell­
schaftsrechtliche Gestaltungsvarianten und Regelungsmechanismen zur automatisierten Kon­
fliktlösung zu uns „herübergeschwappt“. Auch wenn es sich um ein gesellschaftsrechtliches 

Themengebiet handelt, das nicht ohne juristischen Rat betreten werden sollte, ist es Grund ge­
nug, dem steuerlichen Berater einen Überblick über (englische) Begriffe wie Texas-Shoot-out 

im Deadlock oder das russische Roulette zu geben.

Hintergrund

Partnerschaften von Gesellschaftern sind wie Ehen oder Familien: Lebt man sich auseinander oder 
hatte man bis zur Erbschaft noch nie miteinander zu tun, bleibt Streit nicht aus. Die Wege sollten 
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sich dann besser tren­
nen, bevor das unterneh­

merische Erbe leidet oder 
im schlimmsten Fall ein Ge­

sellschafterstreit das Unterneh­
men gänzlich lahmlegt. Aber wie 

können solche Situationen – ähnlich 
dem Gordischen Knoten – sinnvoll 

und fair, ohne öffentlichen Streit und 
am besten fast automatisch gelöst wer­

den? Neben der Überarbeitung von Gesell­
schaftssatzungen – am besten in regelmäßi­

gen zeitlichen Abständen – ist auch an ak­
tuelle Gründungen (Stichwort: Start-ups) 
zu denken: Gerade das beliebte 
50 : 50-Beteiligungsverhältnis kann sich 
später als besonders konfliktträchtig, ge­
radezu als eine Sackgasse, erweisen. Bei 
Mehrheits- und Minderheitsgesellschaf­
tern, etwa einem 75 : 25-Verhältnis, oder 
bei Paritäten von mehreren Gesellschaf­

tern, beispielsweise ei­
ner Drittel- oder Viertel­

parität, können klassi­
scherweise divergierende In­

teressenlagen bestehen.

Tag-along-Vereinbarungen 

Die Verankerung von Mitverkaufsrechten 
und -pflichten in Gesellschaftsverträgen 
oder Gesellschaftervereinbarungen erfreut 
sich mittlerweile auch hierzulande immer 
größerer Beliebtheit. Divergierende Interessenlagen bei Un­
ternehmenstransaktionen sollen durch sie vermieden werden. 
Eine Tag-along-Klausel berücksichtigt das Interesse des Min­
derheitsgesellschafters, nicht durch die Dominanz des Mehr­
heitsgesellschafters übervorteilt zu werden oder nach dessen 
Ausscheiden in einer illiquiden Position zurückzubleiben. Die 
Klausel berechtigt in der Regel den Minderheitsgesellschafter 
zum Verkauf seiner Geschäftsanteile an einen erwerbswilligen 
Dritten zu den gleichen Konditionen, denen der verpflichtete 
Mehrheitsgesellschafter unterliegt. 

Drag-along-Vereinbarungen

Aber auch die Situation, dass Minderheitsaktionäre einen Ver­
kaufsplan des Mehrheitsgesellschafters blockieren, wenn sich 
der veräußerungswillige Mehrheitsgesellschafter dem 
Wunsch des Erwerbers zur Übernahme von 100 Prozent der 
Geschäftsanteile – also auch der vom Minderheitsgesellschaf­
ter gehaltenen – gegenübersieht, kann gelöst werden. Weigert 
sich der Minderheitsgesellschafter in einer solchen Konstella­

tion, seine Beteiligung (mit) zu veräußern, könnte im Zweifel 
die gesamte Transaktion scheitern. Die Drag-along-Klausel 
hilft, dieses Konfliktrisiko zu beseitigen. Der Minderheitsge­
sellschafter wird verpflichtet, seine Beteiligung an den Dritten 
(mit) zu veräußern beziehungsweise bei der Transaktion mit­
zuziehen. Durch Festlegung gleicher Konditionen für Minder­
heits- und Mehrheitsgesellschafter wird sichergestellt, dass im 
Verkaufsfall der Minderheitsgesellschafter von einem ange­
messenen Kaufpreis für die Geschäftsanteile ausgehen kann 
und diese nicht unter Wert veräußert werden.

Russisches Roulette

Bei 50 : 50-Beteiligungsverhältnissen besteht insbesondere 
die Gefahr, dass Meinungsdifferenzen der Gesellschafter oder 
handfeste Streitigkeiten in Pattsituationen bis hin zu einem 
völligen Entscheidungsstillstand führen. Das Unternehmen 
leidet. Die Konkurrenz bringt sich in Position. Eine Sackgasse 
droht oder Englisch - ein Deadlock, verbunden regelmäßig 
mit einem Streit über die Bewertung der Geschäftsanteile 
durch unterschiedliche Wertvorstellungen der Parteien. Die 

Implementierung eines russischen Rou­
lettes kann solche Konstellationen auflösen 
und durch die zwangsweise Übertragung 
von Geschäftsanteilen lange Hängepartien 
vermeiden. Die Ausstiegs- beziehungs­
weise Trennungsklauseln stammen ur­
sprünglich aus der angloamerikanischen 
Vertragspraxis. Im Grundmodell einer 
Russisch-Roulette-Klausel bietet der initi­
ierende Gesellschafter dem anderen Ge­
sellschafter seine Geschäftsanteile zu ei­
nem bestimmten Preis zum Kauf an. Die 

Klausel kann so gestaltet werden, dass der andere Gesell­
schafter dann wiederum wählen kann, ob er das Angebot in 
einer bestimmten Frist annehmen will oder ob er wiederum 
seinerseits dem initiierenden Gesellschafter seine Geschäfts­
anteile zu dem in dem ursprünglichen Angebot genannten 
Kaufpreis verkaufen möchte. 
Ein Vorteil dieser Klausel, die in der Praxis in einer Reihe un­
terschiedlicher Spielarten auftritt, liegt insbesondere in der 
Schnelligkeit des Ausstiegsverfahrens und der Ermittlung ei­
nes fairen Verkaufspreises. Eine spieltheoretische Überle­
gung, die auf jeden Fall vor Initiierung, gegebenenfalls mit 
externer Hilfe einer unabhängigen Unternehmensbewer­
tung, durchdacht, bewertet und auf Finanzierbarkeit geprüft 
sein sollte. 

Texas-Shoot-out

Beim Texas-Shoot-out übermitteln beide Gesellschafter ein 
verdecktes Kaufangebot für die Geschäftsanteile des jeweils 
anderen, beispielsweise an einen Notar. Das höhere Angebot 

Die Wege sollten 
sich besser 

trennen, bevor im 
schlimmsten Fall ein 
Gesellschafterstreit 
das Unternehmen  
gänzlich lahmlegt.
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ZEUS® 
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     SOUVERÄN UND EINFACH
          PLANEN,

             ERFASSEN         
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FOKUS PERSONAL
Webbasiert, mobil und genial einfach 

bedienbar, erledigt ZEUS® alle Aufgaben 
Ihrer Zeiterfassung.  Flexible Software-

module und individuelles Customizing durch 
unsere Experten in Ihrer Nähe machen die 
digitale Zeiterfassung mit ZEUS® zu einem 

Erfolg für Sie und Ihr Unternehmen.

LÖSUNGSUMFANG
   Zeiterfassung und Workflow

 Personaleinsatz- / Dienstplanung
   Zutrittskontrolle/ digitale Schließtechnik

Betriebs-/ Maschinendatenerfassung
Kosten-/ Leistungserfassung

     Kommunikation zu Lohn & Gehalt, ERP etc.
ISGUS-Cloud oder on premise

ANZEIGE

setzt sich durch. Der eine Schuss muss sitzen, ähnlich dem 
Schießduell der Cowboys im texanischen Wilden Westen. Ver­
trauen in das neutrale Verfahren, die eigene Einschätzung des 
fairen Werts der eigenen Anteile sowie die ausgestaltbare Effekti­
vität sind klare Vorteile des Shoot-outs. 

Alternativen

Alternativ kann auch ein Bieterprozess in Gang gesetzt werden, 
bei dem jeder Gesellschafter anstelle der Annahme des Angebots 
eine Gegenofferte zu einem höheren Preis abgeben kann, mit 
dem Ziel, dass derjenige im Unternehmen verbleibt, dem es am 
meisten wert ist. Auch die Überprüfung des Unternehmenswerts 
durch einen neutralen Wirtschaftsprüfer, auf dessen Akzeptanz 
sich strittige Parteien verständigt haben, ist eine in der Praxis 
verbreitete Lösung.

Praxishinweis

Die Missbrauchsgefahr von Shoot-out-Verfahren gegenüber ei­
nem finanzschwachen Mitgesellschafter mit der Gefahr der Un­
wirksamkeit entsprechender vertraglicher Regelungen lässt sich 
durch die Aufnahme vertraglicher Sicherungselemente abschwä­
chen. 

Zusammenfassung

Vereinbarungen wie Tag-along, Drag-along sowie Shoot-out-
Klauseln schaffen bei potenziellen Konflikten ein effektives Lö­
sungsszenario. Bei der Übergabe von Unternehmen oder Unter­
nehmensbeteiligungen in neue Beteiligungsverhältnisse sollte 
die Gelegenheit zur Überarbeitung des Gesellschaftsvertrags ge­
nutzt werden. Bei Neugründungen sollte direkt im 
Gesellschaftsvertrag die Vorsorge für den Fall der Trennung ge­
troffen werden. Das mit Shoot-out-Klauseln verbundene Drohpo­
tenzial kann disziplinierend wirken und eine gütliche Einigung 
zerstrittener Gesellschafter befördern. Die Aufnahme solcher Re­
gelungen in bestehende Gesellschaftsverträge in ruhigen Zeiten 
ist ein effektives Instrument für Erbfälle und um an zukünftige 
Generationen im Voraus zu denken. Durch die etablierten Mecha­
nismen kann dann, im Falle des Scheiterns einer Zusammenar­
beit von Erben, die gesellschaftsrechtliche Verbindung schnell 
und reibungslos beendet und das Unternehmen als Ganzes erhal­
ten werden.  ●

CHRISTIAN GERBER

Wirtschaftsprüfer bei der I-ADVISE AG, einer Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft, die mit Standorten in Düsseldorf und Frankfurt auf die Beglei-

tung von Transaktionen und die Durchführung von Unternehmens

bewertungen spezialisiert ist. Er betreut insbesondere mittelständische 

Mandanten und Investoren bei Unternehmensbewertungen und der 

Vorbereitung und Durchführung von Transaktionen (Mergers & Acqui-

sitions).
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Dieses Jahr legt die Genossen­
schaft den DATEV-Podcast neu 

auf. Unter dem Namen „Hörbar 
Steuern – der DATEV-Podcast“ 
wird alle zwei Wochen eine neue 
Ausgabe aus der Welt der Steuern 
ausgestrahlt. Von Ausgabe zu Aus­
gabe und je nach Thema wechseln dabei die 
angebotenen Formate: Gesprächsrunden, 
Nachrichten, Interviews – informativ, erklä­
rend und mit viel Expertise. Die Pilotfolge gibt es im Oktober – 
abrufbar über die gängigen Streaming-Dienste, zum Beispiel 
Spotify.

Der Zeit voraus

November 2007: Die Genossenschaft war schnell, vielleicht et­
was zu schnell. Als Vorreiter in Sachen neue Medien ging sie 
mit dem ersten Corporate Podcast an den Start. Ein monatlich 
erscheinendes Audiomagazin, das man auf www.datev.de als 
MP3-Datei herunterladen oder über verschiedene Kanäle 
abonnieren konnte. DATEV verordnete nach sieben Jahren 
dem Audioformat jedoch eine Zwangspause: stagnierende 
Hörerzahlen. Es war wohl noch nicht die Zeit dafür.

Kein Nischenphänomen

Vielleicht musste sich die technische Landschaft einfach noch 
etwas entwickeln, damit ein mobiles Audiofor­
mat in dieser Form akzeptiert und konsumiert 
werden konnte. Mit dem Aufkommen und der 
Etablierung von Musikstreaming-Diensten, 
unterstützt durch hohe Bandbreiten und 
ein heutzutage wie selbstverständlich ge­
nutztes Smartphone, sind die letzten 
Hürden wohl endgültig gefallen. Pod­
casts mit ganz unterschiedlicher thema­
tischer Ausrichtung gehören inzwi­
schen zum Alltag dazu. Laut einer 
repräsentativen Umfrage des Digital­

verbands Bitkom aus dem Jahr 2018 hört je­
der fünfte Bundesbürger Podcasts, die meis­
ten mehrmals pro Woche. Podcasts sind also 
kein Nischenphänomen mehr, wie in den letz­
ten zehn Jahren. Sie sind endgültig in der Me­
dienlandschaft angekommen. 

Pilotthema Betriebsprüfung

Die Pilotfolge des neu aufgelegten DATEV-Podcasts 
geht mit einem Thema an den Start, das im Unternehmerleben 
immer wieder für Unruhe sorgt. Denn eine steuerliche Außen­
prüfung ist etwas, was sich kein Unternehmer wünscht. Doch 
die Steuermoral bleibt nicht immer von allein stabil, weshalb 
sich rund 13.500 Betriebsprüfer in Deutschland darum küm­
mern, dass die Moral vor dem Fressen kommt. Das wiederum 
wirft beim Unternehmer Fragen auf: Welche Unterlagen brau­
che ich? Wie soll ich mich verhalten? Und wann kann ich 
überhaupt damit rechnen, dass mir ein Besuch des Betriebs­
prüfers ins Haus steht?
Fragen, die Steuerberater und Unternehmer gleichermaßen 
angehen – und ein spannendes Thema, wert, in der Pilotfolge 
des neu aufgelegten DATEV-Podcasts gespielt zu werden. 
Also, Ohren auf, wenn Sie hören: Hörbar Steuern – der 
DATEV-Podcast.  ●

CARSTEN FLECKENSTEIN

Redaktion DATEV magazin

14–29 Jahre 30%
25%

30–49 Jahre 30%
14%

50–64  Jahre 24%
16%

22% 
hören hin und 
wieder Podcasts

Schon   gehört?

2016 14%
2018

Hörbar Steuern | Manchmal brauchen 
gewisse Dinge einfach Zeit, bis sie richtig 

anlaufen. Nun ist die Zeit reif: Der 
DATEV-Podcast kommt wieder.

Autor: Carsten Fleckenstein 

https://www.datev.de
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Der steuerliche Berater ist nicht selten ein „Kapitän im Ne-
bel“. So manches Steuerungsinstrument hätte viel früher 

angepasst werden müssen. Häufig geht es gar nicht um große 
Investitionen, sondern vielmehr um die Frage, was der eigenen 
Kanzlei guttut und was nicht. In der Folge einer notwendigen 
Bestandsaufnahme geht es dann darum, das Gute zu stärken be-
ziehungsweise das Schwache zu verbessern oder abzustoßen.

EDV-Einsatz in der Kanzlei

Die stets notwendige ABC-Analyse etwa im Bereich der eigenen 
Mandanten setzt natürlich eine tief greifende Nutzung der in 
der Kanzlei vorhandenen elektronischen Möglichkeiten voraus. 
Hier stellen sich zunächst die Fragen „Was kann die eingesetzte 
EDV?“ beziehungsweise „Wie viel davon wird genutzt?“. Hier 
müssen wir umdenken. Den Mitarbeiter auf eine Schulung zu 
schicken, um seine Anwenderfähigkeiten gezielt zu verbessern, 
greift leider häufig zu kurz. Denn es geht längst nicht mehr um 
die Frage, ob der Mitarbeiter an drei, fünf oder acht Tagen im 
Halbjahr Schulungen besucht. Es geht vielmehr um die Frage, 
wie stark der Rückkoppelungseffekt der Schulungen im Kanzlei-
alltag ist. Wie viel nutzt beziehungsweise wendet der Mitarbei-
ter von dem aufgebauten und bezahlten EDV-technischen Po-
tenzial nachhaltig an? 

IT-Dienstleister in der Kanzlei

Ergo ist es längst an der Zeit, darüber nachzudenken, ob es eine 
eigens dafür zuständige Person in der Kanzlei geben sollte, die 
ganzjährig schult und die anderen Mitarbeiter am Arbeitsplatz 
konkret begleitet. Dieser kanzleiinterne IT-Dienstleister sollte 
mit den anderen Mitarbeitern bei Bedarf trainieren, aber auch 
anmahnen, wenn diese wieder zur alten, oberflächigen Nutzung 
zurückzukehren drohen. Darüber hinaus sollte der IT-Dienst-
leister alle anderen Arbeiten rund um die EDV erledigen kön-
nen. Auf diese Weise kann die Kanzleiführung erreichen, dass 
die theoretisch erdachten Verbesserungen, die auch zu Wettbe-
werbsverbesserungen führen sollen, tatsächlich und nachhaltig 
angewendet werden. Womöglich, so die Erkenntnis, werden die 
Streuverluste anfangs groß sein. Aber nach einiger Zeit wird 
sich die neue Planstelle im Ergebnis bezahlt machen, spätestens 
dann, wenn die Effizienzsteigerungen das Gehalt kompensieren 
beziehungsweise weit übertreffen. Folglich ist es auch zu einer 
Aufgabe der modernen, digitalen Kanzleiführung geworden, 
entsprechendes Potenzial zu erkennen und dieses, sofern es 
sich aufgrund der eigenen Rahmendaten rechnet, tatsächlich in 
die eigenen Kanzleiprozesse zu integrieren. Bei der Suche nach 
dem Mitarbeiter, der die skizzierte EDV-Stelle besetzen soll, be-
darf es natürlich auch einer Portion Geschick und Glück. Fo
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Mut zum  
Wandel

Kanzleiprozesse anpassen | In Zeiten der Digitalisierung muss der steuerliche  
Berater bereit sein, Veränderungen anzugehen. Das gilt nicht nur im Verhältnis  

zu den Mandanten, sondern vor allem auch für die eigene Kanzlei.
Autor: Christoph Kohler
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Daten werden zunehmend wichtiger

Daneben gewinnt der Bestand an Kommunikationsdaten zu-
nehmend an Bedeutung, nicht zuletzt auch, um den eigenen 
Umsatz zu beeinflussen, zu lenken bezie-
hungsweise zu sichern. Das gilt zunächst 
einmal für unsere Mandanten im Bereich 
der Unternehmen. Für diese ist es wich-
tig, eine Gruppe an permanent Interes-
sierten aufzubauen. Dieses „Kapital“ 
kann entweder durch die Beschaffung von 
E-Mail-Adressen einschließlich der erfor-
derlichen Zustimmung gemäß den aktuel-
len Datenschutzrichtlinien oder durch 
den Versand von Links beziehungsweise 
durch zielgruppendefiniertes Marketing 
generiert werden. Daher sollte jeder reale Kundenkontakt 
dahin gehend überprüft werden, ob daraus Kontaktdaten zu 
erlangen sind. Wir steuerlichen Berater können hier gestal-
tend begleiten. Die skizzierten Grundsätze gelten natürlich, 
zumindest teilweise, auch für die eigene Kanzlei. Unter Be-
rücksichtigung der notwendigen Datenschutzgenehmigun-
gen sollte man sich, falls noch nicht geschehen, derartiger 
realer Kontakte annehmen. Sofern man sich nicht selbst da-
rum kümmern kann oder will, müssen diese Aufgabe ande-
re, externe Dienstleister übernehmen. Ein gutes Beispiel 
sind hier die Kreditinstitute, die neuerdings bereits beim 
Verplanen von Geldeingängen zusammen mit den über Pro-
gramme beteiligten Firmen Lenkungsimpulse setzen. Auf 
das Geschäft des Mandanten bezogen, könnte das bedeu-

ten, dass der Kunde des Mandanten zwar Interesse an des-
sen neuen Produkten zeigt, der Kauf und die Nutzung aber 
noch warten müssen, bis erneut Geld auf dem Konto ein-
geht, da das aktuelle Guthaben bereits anderweitig zuge-

wiesen wurde. Auf die eigene Kanzlei be-
zogen, kann ein Lenkungsimpuls das In-
teresse eines potenziellen Mandanten er-
wecken, obgleich dieser erst später 
Bedarf an einer konkreten Beratung hat. 

Fazit

Aufgrund der rasant fortschreitenden Di-
gitalisierung sind Anpassungen in der 
Kanzleiorganisation unabdingbar. Wer 
sich notwendigen Veränderungen ver-

schließt, läuft nach Ansicht unserer Kanzlei Gefahr, fast 
zwangsläufig den Anschluss zu verlieren.  ●

CHRISTOPH KOHLER

Bachelor of Arts (B. A.) sowie Steuerfachangestellter in der Steuer-

beratungskanzlei Wohlleber am Standort in Nürnberg
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Den Mitarbeiter auf 
eine Schulung zu 

schicken, um seine 
Anwenderfähigkei-
ten gezielt zu ver-

bessern, greift leider 
häufig zu kurz.

MEHR DAZU 
Fachseminar Das digitale Potenzial der Kanzleiorganisation 
entdecken und nutzen - Prozesse neu denken,  
Art.-Nr. 78076

https://www.datev.de/shop/78076
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Hier setzt das Startpaket ohne Lohn-
dienstleistung an. Das Startpaket unter-
stützt Sie bei der strukturierten Erstel-
lung der Lohnabrechnung für Ihre Man-
danten. Es enthält alle Vorlagen wie 
Musteranschreiben und Standardformu-
lare, die im Rahmen der DATEV-Lohn-
dienstleistung eingesetzt werden und 
die Sie 1:1 nutzen können. Anleitungen 
zeigen Ihnen darüber hinaus Wege auf, 
wie Sie Prozesse bei der Lohnabrech-
nung verschlanken oder digitalisieren.
Je nach Mandantentyp kann auf unter-
schiedliche Checklisten und diverse Er-
fassungsschablonen für lohnrelevante 
Themen zugegriffen werden. Durch die 
Erfassungsschablonen können Sie Daten 

wie mitarbeiterbezogene Angaben ge-
ordnet in das Lohnformular eintragen. 
Fehlerhafte oder unvollständige Eintra-
gungen gehören so der Vergangenheit 
an. Ein weiteres Highlight des Startpa-
kets sind die Personalfragebögen. Die 
darin erfassten Stammdaten lassen sich 
lückenlos in das Lohnprogramm einspie-
len. Sie ersparen sich so die manuelle 
Erfassung in Ihrer Kanzlei. 
Bevor Sie mit dem Startpaket loslegen, 
werden Ihnen die Inhalte des Pakets in 
einer 45-minütigen telefonischen Bera-
tung erläutert. Zudem erfahren Sie, wie 
Sie effizient mit den Vorlagen arbeiten, 
und erhalten Ideen für Beratungsanlässe 
aus dem DATEV-Lohnbüro. 

Mit dem Startpaket ohne Lohndienstleis-
tung gelingt Ihnen mühelos der schritt-
weise Einstieg in die Digitalisierung. Die 
Nutzung des Startpakets ist aber auch 
noch in anderer Hinsicht empfehlens-
wert: Bei Kapazitätsengpässen können 
Sie leichter den Schritt in die DATEV-
Lohndienstleistung gehen. 

Dateibasierte Datensicherung
DATEV-SmartIT

Mit DATEV-SmartIT sind Sie auf der si-
cheren Seite: Eine grundlegende Drei-
Tages-Sicherung ist bereits kostenfrei 
im Leistungsumfang enthalten. Dabei 
wird Ihre komplette DATEV-SmartIT au-
tomatisch für drei Tage (in der Zeit von 
Montag bis Sonntag) gesichert. Gesi-
chert wird nachts, damit es keine Ein-
schränkungen im Arbeitsalltag gibt. Im 
Verlustfall können Sie das gesamte Sys-
tem zurücksetzen lassen. 
Ab jetzt gibt es eine erweiterte Grundsi-
cherung: Sie können nun auch einzelne 
Dateien oder Dokumente der letzten drei 
Tage wiederherstellen lassen. 

Voraussetzung für die dateibasierte Da-
tensicherung ist die SmartIT-Systemp-
lattform Windows Server 2016. Bei neu-
en Kunden werden seit März 2019 die 
Systeme standardmäßig auf dieser Platt-
form in Betrieb genommen. Wenn Sie 
bereits mit SmartIT arbeiten, können Sie 
die Datensicherung nach der Umstellung 
auf Windows Server 2016 in Anspruch 
nehmen.
 
30 Tage Sicherung möglich 
Optional kann der Sicherungszeitraum 
mit dem Zusatzmodul Datensicherung 
auf 30 Tage (Montag bis Sonntag) erwei-

tert werden. Dabei werden sämtliche Da-
ten Ihres Systems gesichert – unabhän-
gig von der Größe des Datenbestands. 
Das Konfigurieren der Systeme und das 
Überprüfen der Sicherungsprotokolle 
übernimmt DATEV für Sie.

Neuerung | Wer mit Daten und Dokumenten arbeitet, benötigt eine  
funktionierende Datensicherungsstrategie. Denn ein Datenverlust schadet  
nicht nur dem Image. Im schlimmsten Fall bedroht er die Existenz der Kanzlei. 

Lohnabrechnungen noch professioneller erstellen
Startpaket ohne Lohndienstleistung

Beratung online | Jeder, der Löhne abrechnet, kennt es: Die Lohnunterlagen kommen oftmals 
unstrukturiert und bisweilen nicht vollständig vom Mandanten, sodass in der Kanzlei entsprechender 
Mehraufwand für Nachfragen beziehungsweise Nacharbeiten entsteht. Doch noch gravierender ist das 
Haftungsrisiko, da auf Basis von möglicherweise unzureichenden Informationen abgerechnet wird.

Fo
to

s:
 o

jo
ga

bo
ni

to
o 

/ G
et

ty
 Im

ag
es

MEHR ZUM THEMA
Das Zusatzmodul Datensiche-
rung ist im DATEV-Shop 
bestellbar (Art.-Nr. 62177).

MEHR DAZU
Weitere Informationen zum 
Startpaket ohne Lohndienstleis-
tung finden Sie im DATEV-Shop: 
Art.-Nr. 72850

https://www.datev.de/web/de/datev-shop/komplettloesungen/datev-smartit/datev-smartit-datensicherung-30-tage/
https://www.datev.de/web/de/datev-shop/personalwirtschaft/startpaket-ohne-lohndienstleistung/
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Noch immer ist die effiziente und präzise Arbeit entlang defi-
nierter Prozesse ein wesentlicher Garant für den wirtschaftli-
chen Erfolg von Kanzleien. Aber nicht mehr allein: Vielmehr 
gilt es, Abläufe der Kanzlei sowohl auf strategischer als auch 
auf operativer Ebene ständig zu hinterfragen und im Lichte 
der zunehmenden Digitalisierung anzupassen. In immer kür-
zeren Abständen muss das Dienstleistungsportfolio den Be-
dürfnissen der Mandanten angepasst, müssen neue Anforde-
rungen, Programme und Werkzeuge in bestehende Prozesse 
integriert oder ganz neue Herangehensweisen entwickelt 
werden. Oft scheitern Projekte allein an der fehlenden Pla-
nung. Neben der fachlichen Arbeit wird daher die professio-
nelle Bewältigung immer neuer und meist dem Wesen nach 
einmaliger Herausforderungen immer wichtiger. 

Kurzum: Professionelles Projektmanagement wird zum ent-
scheidenden methodischen Skill auf dem Weg der Kanzlei in 
die digitale Zukunft.

Die klassische Ausbildung stärkt prozessuales Denken 
und hemmt projektorientiertes Arbeiten
Weil projektorientiertes Arbeiten zunehmend an Bedeutung 
gewinnt, werden im Beratungsalltag auch die Schwächen der 
praktischen Ausbildung in allen deklaratorischen Bereichen 
deutlich: Sie zielt im Wesentlichen auf die zuverlässige und 
effiziente Bearbeitung standardisierter Prozesse durch hoch 
qualifizierte Fachkräfte. Die Schwerpunkte liegen dement-
sprechend auch auf der umfassenden Kenntnis fachlicher 
Hintergründe und detaillierter Bearbeitungsregeln. 
So können Aufgaben schnell und nachvollziehbar 
abgearbeitet werden.
Gerade aber in Projekten, die neben den dekla-
ratorischen Aufgaben bewältigt werden müs-
sen, ist die sonst so sinnvolle „Los geht’s“-
Mentalität regelmäßig für das Scheitern ver-
antwortlich. Schließlich fehlen einige weni-
ge, dennoch aber entscheidende Schritte, 
insbesondere in der Planung und Vorbe-
reitung von Projekten.

Meilensteine, Terminplanung und 
Ressourcenverwaltung legen den 
Grundstein für den Projekterfolg
Vielfältige Erfahrungen im Bera-
tungsalltag zeigen, dass bereits 
das Umsetzen weniger Prinzipi-

en des Projektmanagements die Erfolgswahrscheinlichkeit 
wesentlich erhöht. Dazu gehören die bewusste Planung von 
Zwischenschritten, sinnvolle Aufgabenbündel und eine rea-
listische Ressourcen- und Terminplanung. Mindestens eben-
so erfolgsentscheidend sind aber auch klare Berichts- und 
Entscheidungswege und die Kommunikation der Projektfort-
schritte innerhalb der Kanzlei. 

Einmal gelernt und immer wieder profitabel
Grundkenntnisse des Projektmanagements sowohl auf Ebene 
der Kanzleileitung als auch bei allen an Projekten beteiligten 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sind daher eine zukunfts-
weisende Investition – je eher und je breiter, desto besser. 
Schließlich wird auch das Umsetzen von Methoden des Pro-
jektmanagements durch stetige Anwendung weiter geübt 
und professionalisiert.

Erfolgreich durch gutes Projektmanagement
DATEV-Consulting

Weiterbildung | Wie Kanzleien die Digitalisierung der Prozesse 
methodisch unterstützen können.

MEHR DAZU
Sie überlegen, wie Sie die Einführung von Neuerungen 
durch Methoden des Projektmanagements optimieren 
können?

Unsere Experten von DATEV-Consulting unterstützen Sie 
gerne. Rufen Sie uns an unter 0800 3283823 oder senden 
Sie eine E-Mail: kundenanfragen-vertrieb@datev.de
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                  Neue Dokumentvorlagen im Zusatzmodul 
„Abschlussprüfung Verfahrensdokumentation“

Verfahrensdokumentation zur Kassenführung

Die Dokumentvorlage „Verfahrensdoku-
mentation zur Kassenführung“ unter-
stützt Sie bei der Beschreibung der Ver-
fahrensdokumentation für eine offene 
Ladenkasse mit oder ohne Einzelauf-
zeichnung, elektronische sowie cloud-
basierte Kassensysteme. Fachliche 
Grundlage ist die Muster-Verfahrensdo-
kumentation zur ordnungsmäßigen Kas-
senführung, die vom Deutschen Fach-
verband für Kassen- und Abrechnungs-
systemtechnik e. V. entwickelt wurde.
Dabei werden vier Szenarien (Kassen-
systeme) unterschieden: die offene La-
denkasse mit und ohne Einzelaufzeich-
nungen, das elektronische Kassensys-
tem sowie der Einsatz von Cloud-Kas-
sensystemen. Je nach vorliegendem 
Szenario beziehungsweise gewähltem 
Kassensystem erhalten Sie passende 
Formulierungshilfen. 

Effiziente Bearbeitung durch zentrale 
Eingabemöglichkeit
Alle wichtigen Eingaben wie „beteiligte 
Personen“, „eingesetzte Kassensysteme“ 
und „Kassieranweisung“ werden einmal 
erfasst und an die vorgesehene Stelle au-
tomatisch eingesteuert. Durch die zentra-
le Eingabe stehen Ihnen auch die „betei-
ligten Personen“ sofort für das Einwei-
sungsprotokoll zur Verfügung und es ent-
steht kein doppelter Erfassungsaufwand.

In der Dokumentvorlage „Protokoll Ein-
weisung in die Kassenführung“ doku-
mentieren Sie die durchgeführte Schu-
lung und Einweisung der am Prozess 
der Kassenführung beteiligten Mitarbei-
ter und deren Verpflichtung, die Vorga-
ben der Verfahrensdokumentation ein-
zuhalten.
Die Dokumentvorlage „Anlage Unter-
nehmen zur Kassenführung“ unterstützt 
bei der Schnellerfassung von Änderun-
gen bei bestehenden Verfahrensdoku-
mentationen.
Durch die analoge Arbeitsweise inner-
halb aller Dokumentvorlagen ergeben 
sich Synergieeffekte. So finden viele be-
kannte Funktionen aus der Bericht-
schreibung Anwendung: 
•  �globale Variablen zur mehrfachen 

Verwendung von Informationen an 
unterschiedlichen Stellen und Doku-
menten

•  �Verlinkungen für schnelle Navigation 
und Bearbeitungen zwischen den be-
teiligten Dokumenten

•  �Änderungshistorie und Versionierung 
und vieles mehr

Zum schnellen Datenimport dient das 
Vorerfassungstool auf Excel-Basis. Die 
benötigten Daten liefert das Unterneh-
men. Anschließend werden die Informa-
tionen direkt in die Verfahrensdokumen-
tation importiert.

Unterstützung | Seit Juni 2019 steht im Zusatzmodul „Abschlussprüfung Verfahrensdokumentation“ 
neben der Verfahrensdokumentation zum ersetzenden Scannen und zur Belegablage eine neue 
Dokumentvorlagenreihe „Verfahrensdokumentation zur Kassenführung“ zur Verfügung.

MEHR ZUM THEMA
Einsatzvoraussetzung für das 
Zusatzmodul ist DATEV 
Bilanzbericht comfort, DATEV 
Abschlussprüfung compact, 
DATEV Abschlussprüfung classic 
oder DATEV Abschlussprüfung 
comfort.

Weitere Informationen finden  
Sie unter www.datev.de/
einstiegspaket-vd.

In der Info-Datenbank erhalten 
Sie eine Handlungsanleitung 
(Dok.-Nr. 9264642)

Tipp: Informieren Sie sich auf  
der halbtägigen Veranstaltung 
„Verfahrensdokumentation  
mit DATEV Bilanzbericht – 
Kassenführung, ersetzendes 
Scannen und Belegablage“ 
(Art.-Nr. 73895 im DATEV-Shop) 
über die praktische Umsetzung. 
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Die Anwender profitieren
Kontinuierliche Softwareauslieferung

DATEV Unternehmen online erhält derzeit ein neues Design 
mit neuer Startseite, verbessertem Überblick und Schnellein-
stiegen zu den wichtigsten Prozessen. Der Clou: Die Ände-
rungen werden seit Oktober 2018 nach und nach integriert 
und jeweils sofort an die Kunden ausgeliefert. Ende 2019 soll 
das neue Design komplett für alle Anwendungen und damit 
für alle Anwender verfügbar sein. 
„Heutzutage ist es üblich, dass die Auslieferung einer neuen 
Software bereits beginnt, wenn die ersten Anwender davon 
profitieren“, sagt Jürgen Grabert, Entwicklungschef für 
Cloud-Lösungen bei DATEV. Die noch fehlenden Funktionen 
würden dann nach und nach ergänzt und weitere Anwender 
könnten die Software nutzen, so der Experte.
Die klassische Softwareentwicklung ist ein gradliniger Pro-
zess. Zuerst wird geplant und analysiert, anschließend entwi-
ckelt, integriert und getestet. Wenn das neue Produkt fertig 
ist, wird es an die Kunden ausgeliefert. Ein Problem dabei: 
Kundenfeedback erhalten die Entwickler erst in der Testpha-
se, also sehr spät. Bei umfangreichen Programmen kann zu-
dem von der Planung bis zur Freigabe geraume Zeit verge-
hen – eine Zeit, in der Anwenderbedürfnisse, gesetzliche 
Rahmenbedingungen und technische Möglichkeiten sich pa-
rallel weiterentwickeln.

Schnelles Reagieren auf Kundenfeedback
In der agilen Softwareentwicklung dagegen wird in kleinen 
Teams laufend analysiert, entwickelt und getestet, es werden 
kontinuierlich Verbesserungen oder Neuerungen integriert 
und an die Kunden geliefert. Ein neues Produkt wird sehr 
früh veröffentlicht und dann zusammen mit den Kunden wei-
terentwickelt. Auf Feedback und veränderte Anforderungen 
kann so flexibel und schnell reagiert werden. Das bringt 

schnellen Nutzen für viele Anwender. Die Leiterin für Pro-
duktmanagement und Service Rechnungswesen, Michaela 
Wölfel, erläutert das am Beispiel von Unternehmen online: 
„Nur einige wenige Unternehmen nutzen den vollen Funkti-
onsumfang von Unternehmen online. Was für einen Power-
User und die meisten Anwender in der Kanzlei noch nicht 
ausreicht, ist für viele Unternehmen bereits mehr als genug. 
Diese Zielgruppe kann deshalb schon viel früher vom neuen 
Design profitieren.“
Die Softwareentwickler selbst sind ebenfalls angetan. „Auch 
wir profitieren von einem zunächst noch kleinen Funktions-
umfang. Probleme in der Bedienung können wir dann einfa-
cher korrigieren, ohne dass gleich 300.000 Anwender davon 
betroffen sind“, betont Jürgen Grabert. 
Unter dem Strich steht eine schneller ausgelieferte und qua-
litativ bessere Software, die letztendlich alle wichtigen An-
wendungsszenarien abdeckt.
Auch bei Unternehmen online wird weiter kontinuierlich aus-
geliefert. „Veränderte Prozesse erreichen die Anwender in 
kleinen Portionen. Das schafft Akzeptanz und ist einfacher zu 
bewältigen – für alle Beteiligten“, sagt Michaela Wölfel.

Unternehmen online | Wie DATEV mittels agiler  
Entwicklung Software verbessert und schneller ausliefert.

MEHR DAZU
Ein erster Eindruck vom neuen Design von DATEV 
Unternehmen online vermittelt ein Servicevideo in der 
Info-Datenbank, Dok.-Nr. 1003251.
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Zerstörte Städte, hungernde Men-
schen und ein beginnender Kalter 

Krieg – das waren die Bedingungen, als 
61 Männer und vier Frauen des Parla-
mentarischen Rats unter Vorsitz ihres 
Präsidenten Konrad Adenauer monate-
lang beraten mussten. Die drei westli-
chen Siegermächte hatten den Auftrag 
erteilt, eine politische Ordnung herzu-
stellen und dabei die Lehren aus den 
Fehlern der Weimarer Republik sowie 
den Verbrechen der Nazidiktatur zu zie-
hen. Vor allem die USA wollten nach 
der Währungsreform 1948 nun auch 
politische Stabilität im beginnenden 
Ost-West-Konflikt. Statt einer von den 
Alliierten geforderten verfassungsge-
benden Versammlung beriefen die Mi-
nisterpräsidenten der Länder jedoch 
nur einen Parlamentarischen Rat ein. 
Man wollte seinerzeit die deutsche Tei-
lung nicht durch einen Nationalstaat fi-
nalisieren, sondern den vorübergehen-
den Zustand betonen. Und so trat 
schließlich am 24. Mai 1949 mit dem 
Grundgesetz statt einer Verfassung nur 
ein Provisorium in Kraft. Zugleich war 
das die Geburtsstunde der Bundesrepu-
blik Deutschland. Die Mütter und Väter 
des Grundgesetzes haben gute Arbeit 
geleistet, wenngleich sie seinerzeit 
nicht alle politischen, gesellschaftlichen 
sowie technologischen Entwicklungen 
vorhersehen konnten. In jedem Fall 
aber beschlossen sie entscheidende 
Neuerungen, um die Stabilität der De-
mokratie zu sichern: Stärkung des Par-

laments, ein von diesem gewählter 
Kanzler sowie ein konstruktives Miss-
trauensvotum, bei dem der Kanzler nur 
bei gleichzeitiger Wahl eines Nachfol-
gers gestürzt werden kann; des Weite-
ren ein Bundespräsident mit vornehm-
lich repräsentativen Aufgaben, eine fö-
derale Staatsstruktur, ein Demokratie-, 
Rechts- und Sozialstaatsprinzip sowie 
ein Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 
als Hüter des Grundgesetzes. Diese 
provisorische Verfassung wurde im 
Laufe der Zeit nicht nur hierzulande 
eine Erfolgsgeschichte, sondern auch 
ein Exportschlager, der in seiner Vor-
bildfunktion zeitweise sogar die ameri-

kanische Verfassung ablöste. In den 
70er-Jahren des letzten Jahrhunderts 
diente sie als Musterverfassung für ehe-
mals totalitäre Staaten, wie etwa Spani-
en, Portugal und Griechenland, sowie 
später auch in Südamerika und in Asi-
en. Nach 1989 orientierten sich Polen 
und Tschechien ebenfalls am deutschen 
Grundgesetz.

Vom Provisorium zur 
Verfassung

Apropos 1989: Mit dem Fall der Mauer 
und der damit verbundenen deutschen 
Einheit stellte sich die Frage, ob sich 

Die Verfassung, die 
anfangs keine war

70 Jahre Grundgesetz | Einst als Provisorium beschlossen, ist es für viele mittlerweile 
die beste Verfassung der Welt – das Grundgesetz. Die deutsche Verfassung hat sich in 

jedem Fall bewährt, nicht zuletzt vielleicht deshalb, weil sie offen für Veränderungen ist.
Autor: Robert Brütting
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Bonn, 23. Mai 1949: Der Präsident des Parlamentarischen Rats und spätere erste Bundeskanzler der Bundesrepu-
blik Deutschland, Dr. Konrad Adenauer, bei der feierlichen Unterzeichnung des Grundgesetzes. 
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das wiedervereinigte Deutschland eine 
neue Verfassung geben oder die ost-
deutschen Länder dem Geltungsbe-
reich des Grundgesetzes beitreten soll-
ten. Da man sich nach dem Ende der 
DDR für einen Beitritt entschied und so 
die Vorgabe der Grundgesetz-Präam-
bel von 1949 („Das gesamte deutsche 
Volk bleibt aufgefordert, in freier 
Selbstbestimmung die Einheit und 
Freiheit Deutschlands zu vollenden.“) 
erfüllte, ist aus dem Provisorium 1990 
eine endgültige Verfassung, ein Defini-
tivum geworden. Es führt weiterhin die 
Bezeichnung Grundgesetz. Doch daran 
scheiden sich die Geister. Für die Kriti-
ker, speziell aus dem rechten politi-
schen Spektrum, hat Deutschland im-
mer noch keine Verfassung, was sich 
aus Art. 146 GG a.F. ergebe („Dieses 
Grundgesetz verliert seine Gültigkeit 
an dem Tage, an dem eine Verfassung 
in Kraft tritt, die von dem deutschen 
Volke in freier Entscheidung beschlos-
sen worden ist“). Art. 146 GG betone 
den provisorischen Charakter des 
Grundgesetzes und beschränke dessen 
Geltung bis zur Einheit und Freiheit al-
ler Deutschen in einem wiederverei-
nigten Deutschland. Dem ist entgegen-
zuhalten, dass man sich seinerzeit für 
den Weg über einen Beitritt der ost-
deutschen Länder nach dem Art. 23 
a. F. GG entschied, anstatt den Prozess 
der Wiedervereinigung über eine ge-
samtdeutsche Verfassung nach Art. 
146 GG durchzuführen. Mit Blick auf 
seine Präambel verweisen Staats-
rechtslehrer darauf, dass das Grundge-
setz von Anfang an auch für diejenigen 
geplant gewesen sei, denen 1949 „mit-
zuwirken versagt“ war (Josef Isensee). 
Und nachdem das Ergebnis der ersten 
demokratischen Volkskammerwahl als 
Votum für das Grundgesetz zu inter-
pretieren gewesen sei, bestand 1989 
kein Grund für eine grundlegende Ver-
fassungsreform (Christian Tomuschat). 
Schließlich ist es kein Widerspruch, 
dass die gesamtdeutsche Verfassung 
weiterhin Grundgesetz heißt. Sie erfüllt 
alle Funktionen einer Verfassung, 
sodass die Beibehaltung der ursprüng-

lichen Bezeichnung lediglich histo-
risch bedingt und als Respekt vor der 
Arbeit des Parlamentarischen Rats zu 
deuten ist.

Grundrechte bewahren

Die unantastbaren Rechte der Bürger 
gegenüber dem Staat werden durch die 
Grundrechte (Art. 1–19 GG) garantiert. 
Zu nennen sind in erster Linie die Un-
antastbarkeit der Menschenwürde, die 
freie Entfaltung der Persönlichkeit, die 
Gleichberechtigung sowie die Religi-
ons- und Pressefreiheit. So gibt es 70 
Jahre nach seinem Inkrafttreten tat-
sächlich allen Grund, das Grundgesetz 
zu feiern. Wir leben in keiner Diktatur, 
jeder kann seine Meinung frei äußern 
und niemand muss unterhalb des Exis-
tenzminimums leben. Aber stimmt 
das? Zur Wahrheit gehört auch, dass 

die Historie des Grundgesetzes die Ge-
schichte des Abbaus und der Ein-
schränkung elementarer Grundrechte 
ist (Stichworte: Online-Durchsuchun-
gen; Großer Lauschangriff). Die Rege-
lung in Art. 79 Abs. 3 GG besagt, dass 
die Grundrechte eigentlich, auch im 
Wege einer Verfassungsänderung, 
nicht angetastet werden dürfen. Aber 
viel zu oft heißt es: Sicherheit geht vor 
Freiheit, wenn die Politik die Freiheits-
rechte immer wieder einschränkt, wie 
Kritiker – vornehmlich aus dem linken 
Spektrum – monieren (siehe hierzu:  
[K]ein Grund zum Feiern?, Politmaga-
zin Monitor vom 23.05.2019 [ARD/Me-
diathek]). Kritiker von links und rechts 
sehen in der Political Correctness ei-
nen permanenten Frontalangriff auf die 
Presse- und/oder Meinungsfreiheit. 

Die sogenannte politische Korrektheit 
unterdrücke bereits prophylaktisch all-
zu viele Tatsachen und verbanne sie re-
gelrecht aus dem öffentlichen Bereich. 
Diese gefährliche Selbstzensur sei eine 
Art ungesetzliches Blasphemieverbot 
zum Schutz eines höchst unheiligen 
Zeitgeistes, wird argumentiert. Und da 
Kinder- und auch Altersarmut hierzu-
lande Fakt sind, sollte die Politik mit 
Blick auf das bereits angesprochene 
Sozialstaatsprinzip hier so schnell wie 
möglich Abhilfe schaffen.

Grundgesetz und europäische 
Integration

Als eine der ersten Verfassungen be-
schäftigte sich das Grundgesetz mit 
einer fortgeschrittenen Form der inter-
nationalen Zusammenarbeit, wobei su-
pranationale Einrichtungen Hoheits
gewalt auf dem Gebiet ihrer Mitglieds
taaten ausüben. Zunächst beteiligte 
sich die Bundesrepublik, gestützt auf 
Art. 24 Abs. 1 GG, an der europäischen 
Integration. 1992 wurde mit dem 
Art. 23 n. F. eine speziellere Grundlage 
geschaffen, nach der die Verwirkli-
chung eines vereinten Europas erklär-
tes Staatsziel ist. Danach besteht ein 
Verfassungsauftrag, an der Entwick-
lung einer demokratischen, rechts-
staatlichen und sozialen Europäischen 
Union mitzuwirken. Mit Blick auf den 
Vorrang des Europarechts – auch vor 
den Verfassungen der Mitgliedstaaten 
– befürchten Kritiker einen Verlust der 
nationalen Souveränität, aber auch 
Identität. So stellt sich die Frage, ob 
dem Staatsziel „vereintes Europa“ 
auch Grenzen gesetzt sind. Insoweit 
lässt sich festhalten, dass die europäi-
sche Integration nicht zu Eingriffen in 
die Verfassungsidentität der Mitglied-
staaten führen darf. Weder dürfen tra-
gende Grundwerte noch Leitideen be-
rührt werden, die zum Kern der jeweili-
gen Verfassung gehören.  ●

ROBERT BRÜTTING

Rechtsanwalt in Fürth sowie Fachjournalist 

Recht und Redakteur beim DATEV magazin

  �So stellt sich die  
Frage, ob dem 
Staatsziel 

„vereintes Europa“ 	
  �auch Grenzen  
gesetzt sind.



www.datev.de/app-abschlusspruefung 

Mit digitalen Tools wie der App

Abschlussprüfung mobil
prüfe ich jetzt noch wirtschaftlicher.

Setzen Sie jetzt auf den digitalen Standard für die Abschlussprüfung! 

Mit bewährter DATEV-Software und neuen digitalen Tools wie Abschluss-

prüfung mobil oder der qualifizierten digitalen Signatur für die Bericht-

erstellung optimieren Sie Ihre Prozesse in allen Phasen der Prüfung. Und

arbeiten digital, schnell und effizient. Wirtschaftlicher geht’s nicht!


	Editorial
	Inhalt
	Perspektiven
	Einfach grün
	DATEV-Umweltbilanz: auf Grün eingestellt 
	Beratung zur nachhaltigen Gestaltung 


	Titelthema Die GmbH in der Beratungspraxis
	Gemeinsamen  Regeln folgen
	GmbH-Satzung  
	Gesellschafterversammlung
	Kündigung der Gesellschafterstellung 
	Einziehung von Anteilen und Übertragungspflicht  
	Lebzeitige Übertragung 
	Übertragung von Todes wegen 
	Abfindung
	Fazit

	Schnell hat auch Nachteile
	Etablierte Unternehmensform 
	Nachteile dieser Rechtsform 
	Fragen zum Stammkapital 
	Aspekte zur Kapitalerhöhung 
	Sonderausweis
	Fazit und Ausblick 

	Keine leichte Frage
	Rechtsprechung im Wandel 
	Tatsächliche Rechtsmacht entscheidend 
	Status von Geschäftsführern 
	Weisungsfreiheit und Sperrminorität 
	Status von mitarbeitenden Gesellschaftern 
	Statusfeststellungsverfahren 

	Eine neue Form geben
	Grundsätze der Buchwertfortführung 
	Fiktive Ausschüttung der offenen Rücklagen 
	Untergang der Anschaffungskosten 
	Entstehung von Sonderbetriebsvermögen 
	Gewerbesteuerliche Sperrfrist 
	Fazit


	Praxis Urheber- und Nutzungsrechte
	Checken, was geht
	Das Sachenrecht 
	Das Urheberrecht 
	Entscheidungshoheit des Urhebers 
	Verwertungshandlungen 
	Nutzungsrechte 
	Zeitliche Begrenzung der Rechte 


	Praxis Behandlung von Krisenmandaten
	Loslassen können ist wichtig
	ABC-Analyse 
	Emotionen sind schädlich 
	D-Mandate 
	Mandatsauslese
	Reflexionen aushalten 
	Im Fokus der Insolvenzverwalter 
	Haftungshöhe
	Fazit
	Leitsätze des BGH (Auszüge): 


	Praxis Gesellschaftsrecht
	Was hätten  Sie denn gern?
	Hintergrund
	Tag-along-Vereinbarungen  
	Drag-along-Vereinbarungen 
	Russisches Roulette 
	Texas-Shoot-out 
	Alternativen
	Praxishinweis
	Zusammenfassung


	Aus der Genossenschaft
	Schon   gehört?
	Der Zeit voraus 
	Kein Nischenphänomen 
	Pilotthema Betriebsprüfung 


	Kanzleimanagement Prozesse in der Kanzlei
	Mut zum  Wandel
	EDV-Einsatz in der Kanzlei 
	IT-Dienstleister in der Kanzlei 
	Daten werden zunehmend wichtiger 
	Fazit


	Produkte & Services
	Dateibasierte Datensicherung
	Lohnabrechnungen noch professioneller erstellen
	Erfolgreich durch gutes Projektmanagement
	Neue Dokumentvorlagen im Zusatzmodul „Abschlussprüfung Verfahrensdokumentation“
	Die Anwender profitieren

	Impressum
	Werte & Visionen
	Die Verfassung, die anfangs keine war
	Vom Provisorium zur Verfassung
	Grundrechte bewahren
	Grundgesetz und europäische Integration





